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Bericht 

über die Entwicklung der sichtbaren und unsichtbaren Finanz- 
hilfen des Bundes für die Jahre 1964 bis 1966 gemäß Beschluß 
des Bundestages vom 27. Mai 1966 zum Haushaltsgesetz 1966 

— Umdruck 72, Drucksachen V/250, V/606 — 


Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. dem Bundestag jährlich bis zum 15. September als Material für 
die Haushaltsberatungen einen gesonderten Bericht über die 
sichtbaren und unsichtbaren Finanzhilfen des Bundes vorzulegen, 
aus dem im einzelnen ersichtlich wird 

a) das Ausmaß der Finanzhilfen insgesamt und in Einzelpositio- 
• nen unter Kenntlichmachung der auf Gesetz beruhenden 

Leistungen; 

b) die Veränderungen gegenüber dem Vorjahr durch Abbau bis- 
heriger und durch Entstehen neuer Finanzhilfen; 


A. Entwicklung und Veränderungen der sichtbaren 
und unsichtbaren Finanzhilfen des Bundes 


L Methode und Form der Darstellung 

Der vorliegende Bericht entspricht in Methode und Form den 
früheren Abhandlungen im Finanzbericht. Die bisherige Dar- 
stellung ist in der Weise ergänzt worden, daß die auf gesetz- 
licher Grundlagen beruhenden sichtbaren Finanzhilfen kenntlich 
gemacht und die Veränderungen im Jahre 1966 gegenüber dem 
Vorjahr in einer besonderen Spalte ausgewiesen worden sind. 

Die Zuschüsse zur Sozialversicherung und die Ausgleichszah- 
lungen für betriebsfremde Lasten der Deutschen Bundesbahn 
werden nur noch nachrichtlich ausgewiesen. 

Im vorliegenden Bericht kann die Entwicklung der Finanzhilfen 
nur bis zum Jahre 1966 einschließlich aufgezeigt werden, da 
die Ansätze für den Entwurf des Bundeshaushalts 1967 bei 
Abfassung des Berichts noch nicht in allen Positionen festliegen. 
Die weitere Entwicklung der sichtbaren Finanzhilfen nach dem 
Entwurf des Bundeshaushaltsplans 1967 wird voraussichtlich im 
Finanzbericht 1967 ausgewiesen werden. 
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IL Die sichtbaren Finanzhilfen des Bundes 

1. Die Entwicklung der sichtbaren Finanzhilfen des Bundes 
zeigt folgende Übersicht: 

Die sichtbaren Finanzhilfen des Bundes 



1964 
Soll *) 

1965 

Soll 

1966 

Soll 

1966 ./. 1965 
Soll 



in Millionen DM 

I. Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

a) Finanzielle Leistungen, die unmittelbar zur Verbesserung 
der Einkommenslage der Landwirtschaft beitragen 

153,0 

186,8 

198,8 

+ 12,0 

b) Rückerstattung von Steuern, Zöllen und dgl 

177,6 

261,0 

205,2 

~ 55,8 

c) Sonstige Förderungsmaßnahmen, insbesondere für Struk- 
turverbesserungen 

1 658,5 

2 356,6 

2 156,5 

- 200,1 

d) Finanzielle Leistungen, die im wesentlichen die Ver- 
brauchssphäre oder die Allgemeinheit betreffen 

1 240,1 

1 141,3 

1 238,7 

+ 97,4 

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zusammen 

3 229,2 

3 945,7 

3 799,2 

- 146,5 

IL Gewerblidie Wirtschaft 

(ohne Verkehr) einschließlich Inanspruchnahme aus Bürg- 
schaften 

529,0 

564,2 

358,2 

- 206,0 

IIL Verkehr 

591,2 

488,6 

1 590,4 

+ 1 101,8 

IV. Wohnungswesen 

501,4 

544,1 

843,2 

+ 299,1 

Summe I bis IV . . . 

4 850,8 

5 542,6 

6 591,0 

+ 1 048,4 

V. Sonstige finanzielle Leistungen 

a) Regionale Hilfsmaßnahmen zur Steigerung der Wirtschafts- 
kraft (60 02/57 Ib) 

54,0 

54,0 

55,5 

+ 1,5 

b) Soziale Hilfsmaßnahmen für Arbeitnehmer der Kohle- und 
Stahlindustrie (60 02/955 a und b) 

26,2 

7,5 

16,5 

+ 9,0 

c) Zahlungen nach dem Spar-Prämiengesetz vom 5. Mai 1959 
(60 04/620) 

210,0 

285,0 

550,0 

+ 265,0 

Sonstige finanzielle Leistungen zusammen 

290,2 

346,5 

622,0 

-F 275,5 

Summe I bis V . . . 

5 141,0 

5 889,1 

7 213,0 

+ 1 323,9 

VL Nachrichtlich 

1. Zuschüsse zur Sozialversicherung (Kap. 11 13)^)^*) 

7 278,5 

7 691,3 

8 298,5 

+ 607,2 

b Außerdem Bindungsermächtigungen (für Darlehen und Zuschüsse) 

“) Außerdem Bindungsermächtigungen (für Darlehen und Zuschüsse) 

^) Außerdem Bindungsermächtigungen 

h Außerdem Zuteilung von Schuldbuchforderungen 

. 565,5 

. 1211,7 
8,0 

. 500,0 

3 056,7 
1 980,3 
8,0 
750,0 

3 224,2 
1 590,7 

750,0 



*) Unter Berücksichtigung des Nacbtragshaushalts 

**) Hierbei ist jedoch nicht zu übersehen, daß die Gesamtausgaben der knappschaftlichen Rentenversicherung bemer- 
kenswert stärker durch Zuschüsse des Bundes gedeckt werden als die der anderen Versicherungszweige. Im einzel- 
nen betragen die Zuschüsse des Bundes für das Jahr 1966 an die 

Rentenversicherung der Angestellten 1,15 Mrd, DM = 11 v. H, der Gesamtausgaben 

Rentenversicherung der Arbeiter 5,18 Mrd. DM 25 v. H. der Gesamtausgaben 

knappschaftliche Rentenversicherung 2,24 Mrd. DM = 62 v. H. der Gesamtausgaben 
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1964 
Soll 3 

1965 

Soll 

1966 

Soll 

1966 ./, 1965 
Soll 



in Millionen DM 


2. Ausgleich von betriebsfremden Lasten der Deutschen Bun- 
desbahn, Versorgungslasten (12 02/510, 2 a, aa, 2 b, 1966 ^ 
510 a /!/, 510 b /a/) 

660,0 

866,0 

999,2 

+ 133,2 

Verzinsung von Ausgleichsforderungen (12 02/510, 2 a, bb) 

33,2 

33,2 

— 

- 

33,2 

3. Darlehen 

a) Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (einschließlich 
Fischerei) 

593,1 

533,2 

536,0 


2,8 

b) Gewerbliche Wirtschaft (ohne Verkehr) 

14,8 

92,5 

132,0 


39,5 

c) Verkehr 

210,5 

40,5 

56,1 


15,6 

d) Wohnungswesen 

442,2 

698,4 

626,3 

- 

72,1 

e) Nicht unmittelbar zurechenbar 

86,0 

85,1 

85,1 


— 

Darlehen zusammen . . . 

1 346,6 

1 449,7 

1 435,5 

- 

14,2 


2, Die sichtbaren Finanzhilfen des Bundes für bestimmte Wirt- 
schaftsbereiche unter Einbeziehung der Gruppe der „son- 
stigen finanziellen Leistungen" betragen nach den Ansätzen 
im Bundeshaushalt 1966 7213 Millionen DM. Sie sind gegen- 
über dem Vorjahr um 1324 Millionen DM gestiegen. Diese 
Zunahme bedeutet eine prozentuale Steigerung von rd. 22 
v.H. und ist im wesentlichen auf verstärkte Hilfen zugunsten 
des Verkehrs (Bundesbahn) und des Wohnungswesens zu- 
rückzuführen, während der prozentuale Anstieg von 14,5 v.H. 
im Jahre 1965 in erster Linie durch zusätzliche Leistungen 
für die Landwirtschaft nach dem EWG-Anpassungsgesetz 
verursacht worden war. 

a) Im Jahre 1966 haben sich die Leistungen für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten insgesamt um 146,5 Millionen 
DM ermäßigt. Die in dem Gesamtbetrag der finanziellen 
Hilfen zugunsten dieses Wirtschaftsbereichs enthaltenen 
Mittel zur Verbesserung der Einkommenslage sind jedoch 
um weitere 12,0 Millionen DM gestiegen. Diese Entwick- 
lung beruht auf einem weiteren Anstieg der Zinsverbilli- 
gungszuschüsse, die allerdings im wesentlichen der Dek- 
kung bisher eingegangener Verpflichtungen dienen. Die 
Zinszuschüsse zeigen noch eine steigende Tendenz, weil 
der Zinszuschußbedarf für die bisherigen Kreditverbilli- 
gungsaktionen ihrer langjährigen Laufzeit entsprechend 
nur langsam zurückgeht. Der Bewilligungsrahmen der 
Zinsverbilligungsaktionen 1966 ist jedoch gegenüber dem 
Vorjahr gekürzt worden. 

Die Rückerstattung von Steuern und Zöllen ist von 261,0 
auf 205,2 Millionen DM zurückgegangen, weil die über 
den Rahmen des Verkehrsfinanzgesetzes hinausgehende 
Verbilligung des Dieselkraftstoffes von 15,70 auf 11,40 
DM je 100 1 ermäßigt wurde. Hierdurch hat sich trotz 
eines steigenden Verbrauchs von Dieselöl eine Verminde- 
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rung der für diesen Zweck notwendigen Ausgaben er- 
geben. Die Erstattung von Lastenausgleichsabgaben für 
bestimmte Niederungsgebiete wird auch im laufenden 
Jahre fortgeführt. Die hierfür erforderlichen Haushalts- 
mittel sind nunmehr im sogenannten Küstenplan (Kap. 
10 02/Tit. 575 II) enthalten. 

Für sonstige Förderungsmaßnahmen, insbesondere für 
Strukturverbesserungen stehen im laufenden Haushalts- 
jahr 200,1 Millionen DM weniger zur Verfügung als im 
Vorjahr. Trotzdem konnten die wichtigen Strukturmaß- 
nahmen Flurbereinigung, Aufstockung und Aussiedlung 
verstärkt gefördert werden. Die Mittel sind um 65,5 Mil- 
lionen DM auf insgesamt 465,5 Millionen DM erhöht wor- 
den. Von erheblicher finanzieller Auswirkung war ferner 
die Verbesserung der Leistungen nach dem Altershilfe- 
gesetz. Der Zuschußbedarf der Altershilfekassen stieg da- 
durch von 360,0 Millionen DM im Vorjahre auf 535,0 
Millionen DM im Jahre 1966. Für die bei den Maßnahmen 
zur Strukturverbesserung anteilig ausgewiesenen Zins- 
verbilligungszuschüsse gelten die oben getroffenen Fest- 
stellungen. Diesen Erhöhungen stehen Kürzungen der 
Haushaltsmittel zur Förderung landwirtschaftlicher In- 
vestitionsmaßnahmen in Höhe von 378,2 Millionen DM 
gegenüber. 

Die finanziellen Leistungen, die im wesentlichen die Ver- 
brauchssphäre oder die Allgemeinheit betreffen, sind um 
97,4 Millionen DM erhöht worden. Die zusätzlichen Mittel 
dienen hauptsächlich dem Ausbau der Vorratshaltung 
mit höheren Durchschnittsbeständen (+ 79,9 Millionen 
DM) und der Erhöhung des Auszahlungspreises für Quali- 
tätsmilch (+ 29,2 Millionen DM). Der Qualitätszuschlag 
von 4 Pfg. je Liter Milch wurde jedoch ab 11. April 1966 
um 0,3 und ab 1. August 1966 um weitere 0,7 Pfg. auf 
3 Pfg. ermäßigt. Die Durchführung von Schulmilchspei- 
sungen wurde eingestellt (— 10 Millionen DM). 


b) Die Leistungen für die gewerbliche Wirtschaft ohne Ver- 
kehr sind mit 206,0 Millionen DM stark vermindert wor- 
den. Als Anpassungshilfe für Unternehmen der deutschen 
Erdölgewinnungsindustrie werden auf Grund der Degres- 
sion der gesetzlichen Beihilfesätze nach 330,0 Millionen 
DM in 1965 nur noch 191,7 Millionen DM benötigt 
(— 138,3 Millionen DM). Die Frachthilfen für die Beförde- 
rung von Steinkohlen sind um 13,0 Millionen DM einge- 
schränkt worden. Aus den Mitteln, die für eine Inan- 
spruchnahme aus Bürgschaften angesammelt wurden, er- 
gibt sich voraussichtlich ein Überschuß von 80,0 Millionen 
DM. Die Hilfen für den hessischen Braunkohlenbergbau 
sind ausgelaufen (Kap. 09 02/Tit. 966 b, — 17,6 Millionen 
DM). Die Förderung der Rationalisierung im Steinkohlen- 
bergbau ist um 10,0 Millionen auf 50,0 Millionen DM ver- 
stärkt worden. Ferner wurden für die dezentrale Einlage- 
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runq von Kohlen erstmals 30,0 Millionen DM bereitqe- 
stellt. • 

c) Die zusätzlichen Maßnahmen zugunsten des Verkehrs 
in Höhe von 1101,8 Millionen DM entfallen fast aus- 
schließlich auf die Erhöhung der Liquiditätshilfe für die 
Deutsche Bundesbahn (+ 1094,7 Millionen DM). Außer- 
dem ist der vom Bund übernommene Kapitaldienst für 
Anleihen der Bundespost und Bundesbahn insgesamt um 
28,9 Millionen DM gestiegen. Die Abwrackhilfen für Han- 
delsschiffe sind hingegen um 25,5 Millionen DM auf 4,5 
Millionen DM ermäßigt worden. 

d) Die finanziellen Hilfen für das Wohnungswesen mußten 
um 299,1 auf 843,2 Millionen DM erhöht werden. Von dem 
Erhöhungsbetrag entfallen auf Zahlungen nach dem Woh- 
nungsbauprämiengesetz 135,0 Millionen DM (insgesamt 
488,0 Millionen DM) und auf Ausgaben nach dem Wohn- 
geldgesetz 79,9 Millionen DM (insgesamt 100,0 Millionen 
DM). Die Zuschüsse zur Förderung von Instandsetzungs- 
und Modernisierungsmaßnahmen an Wohngebäuden 
wurden um 15,8 auf 50,8 Millionen DM verstärkt, wobei 
der Bewilligungsrahmen für neue Maßnahmen im Jahre 
1966 jedoch gegenüber dem Vorjahr halbiert wurde. Ob- 
wohl die Zinszuschüsse und Zuschüsse für den mit öffent- 
lichen Mitteln geförderten sozialen Wohnungsbau von 
52,7 auf 119,7 Millionen DM gestiegen sind, dienen diese 
Mittel ausschließlich zur Teilabdeckung der in früheren 
Jahren eingegangenen Verpflichtungen. 

Insgesamt gesehen sind die sichtbaren finanziellen Hilfen, 
die einzelnen Wirtschaftsbereichen zugeordnet werden kön- 
nen, ohne Berücksichtigung der zusätzlichen Ausgaben für 
die Bundesbahn im Jahre 1966 nicht mehr gestiegen. 


e) Bei den sonstigen finanziellen Leistungen fallen vor allem 
die Zahlungen nach dem Sparprämiengesetz ins Gewicht. 
Sie sind vom 285 Millionen DM nach dem Soll (Ist 440,7 
Millionen DM) im Jahre 1965 auf 550 Millionen DM im 
Jahre 1966 gewachsen. Mit einer weiteren starken Zu- 
nahme dieser Zahlungen ist zu rechnen, da für die Masse 
der Sparverträge die Sparprämie erst zu einem späteren 
Zeitpunkt fällig wird und vom Prämiensparen in zuneh- 
mendem Maße Gebrauch gemacht wird. 

Die Entwicklung der sichtbaren Finanzhilfen, die einzelnen 
Wirtschaftsbereichen zugeordnet werden können, ist im ein- 
zelnen aus der als Anlage 1 beigefügten Aufstellung ersicht- 
lich. 
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IIL Die Steuer- und Zinsbegünstigungen 

1. Einen zusammengefaßten Überblick über die unsichtbaren 
Begünstigungen sowohl im Steuerrecht als auch durch Zins- 
verzieht gibt die folgende Übersicht: 

Unsichtbare Begünstigungen in den Rechnungsjahren 1964 bis 1966 



Begünstigungen 

im Steuerrecht *) 

durch Zinsverzicht 

1964 

1965 

1966 

1966 ./. 
1965 

1964 

1965 

1966 

1966 ./. 
1965 




in 

Millionen DM 




A. Begünstigungen 











nach Wirtschaftsbereichen 











1. Ernährung, Landwirtschaft 











und Forsten 

796 

1 015 

1 061 

+ 

46 

40 

45 

50 

+ 

5 

11. Gewerbliche Wirtschaft 











(ohne Verkehr) 

4 500 

5 043 

5 375 

+ 

332 

30 

35 

35 


— 

III. Verkehr 

620 

662 

693 

+ 

31 

75 

140 

220 

+ 

80 

IV. Freie Berufe 

194 

191 

187 

— 

4 

— 

— 

— 


— 

B. Begünstigungen 











im Wohnungswesen 

2 059 

2 112 

2 250 

+ 

138 

930 

995 

1 055 

+ 

60 

C. Nicht unmittelbar zurechen- 











bare Begünstigungen 

2 802 

3912 

4 173 

+ 

261 

• 

• 




Unsichtbare Begünstigungen 











insgesamt 

10 971 

12 935 

13 739 

+ 

804 

1 075 

1 215 

1 360 

+ 

145 


g im einzelnen siehe Anlage 2 


2. Die steuerlichen Begünstigungen haben 1966 gegenüber dem 
Vorjahr insgesamt um 804 Millionen DM zugenommen. 
Wenn man von der erneut stark gestiegenen Inanspruch- 
nahme des steuerbegünstigten Bausparens gemäß § 10 Abs. 1 
Ziff. 3 EStG ( + 90 Millionen DM) und der steuerbegünstigten 
Vermögensbildung nach dem Vermögensbildungsgesetz 
(+ 180 Millionen DM) absieht, ist die Zunahme im wesent- 
lichen auf das wirtschaftliche Wachstum zurückzuführen. 

Prozentual beträgt die Steigerung gut 6 v. H. Mit Ausnahme 
der freien Berufe waren alle Bereiche an dieser Zunahme be- 
teiligt. Am stärksten war der Anstieg mit rd. 7 v. H. bei der 
gewerblichen Wirtschaft. Allerdings muß hierbei erwähnt 
werden, daß dieses Bild nicht unwesentlich durch die zu- 
gunsten der Berliner Wirtschaft gewährten Steuerbegünsti- 
gungen mitgeprägt worden ist. über der durchschnittlichen 
Steigerungsrate von gut 6 v. H. lag mit 6,5 v. H. auch der An- 
stieg im Wohnungswesen, während sich für die Wirtschafts- 
bereiche Verkehr sowie Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten mit 4,7 und 4,5 v. H. unterdurchschnittliche Steigerungs- 
raten ergaben. Einzig bei den freien Berufen war ein leichter 
Rückgang festzustellen, der darauf zurückzuführen ist, daß 
immer mehr Angehörige der freien Berufe Umsätze erzielen, 
die die gesetzlich festgelegte Freigrenze überschreiten. 
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Die Steuerbegünstigungen und deren Veränderungen sind im 
einzelnen aus der als Anlage 2 beigefügten Einzelaufstellung 
ersichtlich. 

3. Zu den unsichtbaren Begünstigungen sind nicht nur die be- 
reits erörterten Einnahmeverzichte im Rahmen des Steuer- 
rechts, sondern auch die mit der Gewährung von Darlehen 
verbundenen Zinsverzichte zu zählen. Diese Zinsbegünsti- 
gungen, die sich nur im Wege grober Schätzungen ermitteln 
lassen, dürften sich im Jahre 1966 auf etwa 1360 Millionen 
DM belaufen. Sie sind demnach gegenüber dem Vorjahre, in 
in dem sie etwa 1215 Millionen DM ausmachten, um 145 Mil- 
lionen DM gleich 12 v. H. gewachsen. Wiederum lag das 
Schwergewicht der Zinsbegünstigungen mit gut 1 Mrd. DM 
(fast 78 V. H.) beim Wohnungswesen, allerdings ist der An- 
teil am Gesamtumfang der Zinsbegünstigungen gegenüber 
dem Vorjahr um gut 7 v. H. kleiner geworden, während er 
sich beim Verkehr verdoppelt hat und von knapp 8 v. H. auf 
gut 16 V. H. gestiegen ist. Der verbleibende Restbetrag teilt 
sich auf in Begünstigungen an die Wirtschafsbereiche Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten sowie an die gewerb- 
liche Wirtschaft. 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. dem Bundestag jährlich bis zum 15. September als Material für 
die Haushaltsbcratungen einen gesonderten Bericht über die 
sichtbaren und unsichtbaren Finanzhilfen des Bundes vorzulegcn, 
aus dem im einzelnen ersichtlich wird 
c) die Bedeutung der Zinssubventionen und der in Zuschüsse 
umwandelbaren Dariehensgewährungen für den Kapital- 
markt; 


B. Die Bedeutung der Zinssubventionen 
und der in Zuschüsse umwandelbaren Darlehen 
für den Kapitalmarkt 

I. Die aus Mitteln des Bundeshaushalts geleisteten Zinszu- 
schüsse und das Volumen der hiermit geförderten Kredit- 
aufnahme haben sich seit 1964 wie folgt entwickelt: 

Zinszuschüsse aus dem Bundeshaushalt nach dem Soll 


Jahr 

Zinszuschüsse 

Durchschnitt- 
licher zins- 
verbill. Satz 
f. neuaufge- 
nommene 
Kredite 

Zinsverbil- 
ligtes Kredit- 
vo.lumen 

insgesamt 

. 

für die Neu- 
aufnahme 
von Krediten 

Millionen DM 

V. H. 

Millionen 

DM 

1964 

455 

122 

4,0 

3 061 

1965 

598 

118 

3,6 

3 214 

1966 

679 

95 

3,8 

2 414 


Die Zusammensetzung der Zinszuschüsse im einzelnen ergibt sich aus An- 
lage 3 und 4. 
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II. Unter haushaltswirtschaftlichen Gesichtspunkten ist zur 

Entwicklung der Zinszuschüsse folgendes zu bemerken: 

— Das Volumen der aus dem Bundeshaushalt geleisteten 
Zinszuschüsse ist 1966 gegenüber dem Vorjahr noch 
bemerkenswert gestiegen, wird jedoch 1967 nicht weiter 
zunehmen. 

— Die bis 1966 zunehmende Haushaltsbelastung ist nicht in 
erster Linie durch die Gewährung neuer Zinsbeihilfen 
hervorgerufen, sondern ergibt sich als Auswirkung der 
in vorangegangenen Jahren übernommenen Verpflich- 
tungen zur Weiterführung von Zinsverbilligungsmaß- 
nahmen. 


III. Unter kapitalmarktpolitischen Gesichtspunkten ist hervor- 
zuheben: 

— Für den Kapitalmarkt bedeutsam sind diejenigen Zins- 
subventionen, die im jeweiligen Haushaltsjahr für neu 
aufzunehmende Kredite zur Verfügung gestellt werden. 
Die jeweiligen Beträge dieser Subventionsmittel sind 
zwar relativ gering. Da Zinszuschüsse im Durchschnitt 
höchstens 4 v. H. der Kreditsumme betragen, werden 
hierdurch jedoch Milliardenbeträge an Kreditmarktmit- 
teln mobilisiert. 

— Die in den Bundeshaushalten für 1964 und 1965 für Neu- 
kredite vorgesehenen Zinszuschußmittel in Höhe von 
rd. 122 und rd. 118 Millionen DM ließen Kredite in Höhe 
von 3,1 Milliarden DM und 3,2 Milliarden DM in die sub- 
ventionierten Bereiche fließen. Hinzu kommen weitere 
Milliardenbeträge, die durch Zinszuschüsse der Länder 
verbilligt wurden. Insgesamt dürften 1965 durch Zins- 
zuschüsse eine Kreditnachfrage von rd. 5,5 Milliarden 
DM induziert worden sein, d. i. rd. ein Siebtel der in 
diesem Jahr zur Verfügung stehenden gesamten lang- 
fristigen Kreditmarktmittel. 

— Die mit öffentlichen Subventionen geweckte Kreditnach- 
frage ist aber noch größer, wenn man berücksichtigt, daß 
Zinssubventionen in der Regel nur für einen Teil der zur 
Durchführung eines Investitionsvorhabens insgesamt 
benötigten Fremdmittel bewilligt werden, jedoch die 
Subvention häufig für die Inangriffnahme des gesam- 
ten Projekts, und damit auch für die Nachfrage nach 
weiteren nicht verbilligten Krediten ausschlaggebend 
ist. Nicht außer Acht gelassen werden darf schließlich, 
daß neben den Zinssubventionen andere investitionsför- 
dernde Maßnahmen, wie zinsgünstige Darlehen und 
steuerliche Vergünstigungen, die Kreditnachfrage in er- 
heblichem Maße weckt. 

— Schon eine subventionierte Kreditnachfrage in Höhe von 
V? der insgesamt zur Verfügung stehenden langfristigen 
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Kreditmarktmittel mußte zusammen mit der in den Jah- 
ren 1964 und 1965 erheblich gestiegenen unmittelbaren 
Kreditnachfrage der öffentlichen Hand die Entwicklung 
am Kapitalmarkt in starkem Maße mitbestimmen. 

— Daher ist es dringend erforderlich, nicht nur die unmit- 
telbare Kreditnachfrage der öffentlichen Hand, sondern 
auch die durch öffentliche Subventionsprogramme ge- 
weckte Kreditnachfrage einzuschränken. Bezüglich der 
Zinssubventionen des Bundes, die zur Neuaufnahme von 
Kreditmarktmitteln führen, ist eine solche Einschrän- 
kung im Bundeshaushalt 1966 in gewissem Umfang voll- 
zogen worden. Sie wird auch im Regierungsentwurf für 
den Bundeshaushalt 1967 angestrebt. 

— Trotz der abnehmenden Tendenz der Zinssubventionen 
für die Neuaufnahme von Kreditmarktmitteln bleibt an- 
gesichts des noch lange Zeit großen Kapitalbedarfs der 
Wirtschaft und der öffentlichen Haushalte nach wie vor 
eine erhebliche Belastung des Kapitalmarktes bestehen. 

— Gemäß ihren Beschlüssen vom 28. April und 14. Juli 
1965 wird die Bundesregierung auch in Zukunft um eine 
den Erfordernissen des Kapitalmarktes entsprechende 
weitere Begrenzung der Zinssubventionen bemüht sein. 

IV. Die im Bundeshaushalt veranschlagten Darlehen, die unter 
bestimmten Voraussetzungen in Zuschüsse umgewandelt 
werden können, haben für den Kapitalmarkt keine wesent- 
liche Bedeutung. 


Die Bundesregierung wird ersucht, 

2. den Bundestag in Verbindung mit dem Jahresbericht über die 
Möglichkeiten und die Regierungsabsichten für eine systema- 
tische Überprüfung der Finanzhilfen mit dem Ziele ihres Ab- 
baues zu unterrichten; 

3. bis zur Vorlage des Bundeshaushalts 1967 die Voraussetzungen 
zu schaffen für eine Reduzierung der offenen sowie der ver- 
steckten Subventionen insbesondere der in Form von Steuerver- 
günstigungen. Dabei ist eine Kürzung in einer Größenordnung 
von mindestens 500 Millionen DM anzustreben. 


C. Kürzungen und Einschränkungen der sichtbaren 
Finanzhilfen und der Steuerbegünstigungen 

Die von der Bundesregierung eingesetzte Kabinettkommission 
zur Erstellung einer mittelfristigen Haushaltsgestaltung hat u. a. 
die Aufgabe, die Finanzhilfen auf Möglichkeiten ihres Abbaues 
zu überprüfen. Das Ergebnis dieser Bemühungen und der Be- 
ratungen im Kabinett ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch 
nicht in allen Punkten als endgültig anzusehen. Es wird aus 
dem Entwurf des Haushaltsplans 1967, der demnächst einge- 
bracht wird, ersichtlich sein. 
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Anlage 1 


Sichtbare Begünstigungen im Bundeshaushalt 
für die Rechnungsjahre 1964 bis 1966 


1964 1965 1966 | 1966X 1965 

Soll Soll Soll j Soll 


darunter in ( ) : Zuweisungen an die Länder 


in Millionen DM 


1. Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(einschließlich Wasser- und Kulturbau, Fischerei 
und Vorratshaltung) 

a) Finanzielle Leistungen, die unmittelbar zur Ver- 
besserung der Einkommenslage der Landwirt- 
schaft beitragen 

1. Zinsverbilligungszuschüsse (10 02/673) 

2. Milderung von Ernte- und Hochwasserschäden 

(10 02/970) 

3. Wettbewerbsneutrale Frachthilfe für Getreide- 
transporte (10 03/624) 

4. Maßnahmen zur Entspannung der Lage auf 

dem Kartoffelmarkt (10 02/952) 

a) zusammen . , . 


b) Rückerstattung von Steuern, Zöllen und der- 
gleichen 

1. Betriebsbeihilfen für die Landwirtschaft zur 

Verbilligung von Dieselkraftstoff^) (10 02/ 
679 b) 

2. Betriebsbeihilfen für die Fischerei (10 02/ 

585 b, 4) 

3. Ausgleichsbeträge für Eier nach dem Gesetz 

zur Förderung der deutschen Eier- und Ge- 
flügelwirtschaft (10 02/958) 

4. Erstattung von Lastenausgleichsabgaben für 
bestimmte Niederungsgebiete (10 02/963) .... 

5. Erstattungen bei der Ausfuhr von pflanzlichen 

und tierischen Erzeugnissen (10 03/623) 

b) zusammen . . . 


c) Sonstige Förderungsmaßnahmen, insbesondere j 
Strukturverbesserungen ! 

1. Zuschüsse für den Bau von Grünfuttersilos, 

Unterdachtrocknungs- und Gülleanlagen 
(10 02/618 a) 

2. Einkaufsbeihilfen für landwirtschaftliche Ma- 
schinen (10 02/618 b, 1) 

3. Investitionshilfe für landwirtschaftliche Be- 
triebe (Anpassungs-Hilfe) (10 02/959) 

4. Förderung der Milchwirtschaft (10 02/630 a) 


123,6 

162,1 

175,7 

X 13,6 

0,1 

0,1 

0,1 

— 

24,3 

24,6 

23,0 

- 1,6 

5,0 

— 

— 

— 

153,0 

(0,1) 

186,8 

(0,1) 

198,8 

(0,1) 

+ 12,0 


126,7 

172,0 

132,0 

- 40,0 

3,5 

3,2 

2.8 

- 0,4 

0,2 

1,8 

0,4 

1,4 

14,0 

14,0 

— 

- 14,0 

33,2 

70,0 

70,0 

— 

177,6 

(126,9) 

261,0 

(173.8) 

205,2 

(132,4) 

- 55,8 


20,0 

20,0 

— 

- 20,0 

14,7 

9,8 


- 9,8 

— 

380,0 

77,6 

“ 302,4 

6,0 

6,0 

— 

- 6,0 
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1964 


1965 

1966 

1966 X 1965 

! Soll 

1 


Soll 

Soll 

Soll 


darunter in ( ) ; Zuweisungen an die Länder 


in Millionen DM 


5. Förderung der ländlichen Siedlung nach dem 

Bundesvertriebenengesetz und dem Gesetz 
zur Förderung der landwirtschaftlichen Sied- 
lung (10 02/571 b und 965) 

6. Förderung der Flurbereinigung (10 02/572 b) 

7. Aufstockung und Aussiedlung landwirtschaft- 

licher Betriebe, agrarstrukturelle Maßnah- 
men (10 02/573 b, 1) 

8. Ausbau der Wirtschafts wege (10 02/574 b) . . 

9. Verstärkung der elektrischen Stromversor- 
gung (10 02/617) 

10. Schädlingsbekämpfung (10 02/614) 

11. Förderung der Fischerei (10 02/585 b, Ib — c) 

12. Durchführung eines landwirtschaftlichen Er- 

schließungsprogramms im Landesteil Schles- 
wig (10 02/579 b; ab 1966 Tit. 617) 

13. Wasserwirtschaftliche und kulturtechnische 

Maßnahmen (10 02/575 b) 

14. Zinsverbilligungszuschüsse (10 02/aus 673) . . 

15. Erschließung des Bmslandes (10 02/616) .... 

16. Ländliche Wasserversorgung (10 02/576 b) .. 

17. Struktur- und Konsolidierungshilfe für die 

Seeschiffahrt (10 02/585 b, 2) 

18. Zusätzliche Förderungsmaßnahmen in Gebie- 

ten, die von der Natur benachteiligt sind 
(10 02/573 b, 2) 

19. Sondermaßnahmen zur Verbesserung der 

bäuerlichen Hauswirtschaft (10 02/610) 

20. Förderung der Altershilfe für Landwirte nach 

dem Altershilfegesetz (10 02/608 a) 

21. Zuschüsse an die Träger der landwirtschaft- 
lichen Unfallversicherung (10 02/608 b) 

22. Zuschüsse zur Förderung der Produktivität 

(10 02/620) 

23. Zuschüsse zur Durchführung von Qualitäts- 
kontrollen (10 02/621) 

24. Zuschüsse zur Förderung der horizontalen 

Verbundwirtschaft (10 02/622) 

25. Zuschüsse zur Förderung der vertikalen Ver- 
bundwirtschaft (10 02/623) 

26. Abwrackhilfe für die Fischerei (10 02/585 b, 3) 

c) zusammen . . . 


d) Finanzielle Leistungen, die im wesentlichen die 
Verbrauchssphäre oder die Allgemeinheit betref- 
fen 

1. Erhöhung des Auszalhlungspreises für Quali- 
tätsmilch (10 02/961) 


134,0 

119,7 

110,9 

— 

8,8 

260,0 

280,0 

291,5 

+ 

11,5 

119,9 

120,0 

174,0 

+ 

54,0 

100,0 

100,0 

80,0 

— 

20,0 

2,5 

1,5 

— . 

— 

1,5 

1,7 

1,6 

1,5 

- 

0,1 

1,1 

0,9 

1,1 

+ 

0,2 

31,0 

31,0 

28,8 

- 

2,2 

117,6 

117,6 

126,3 

+ 

8,7 

122,0 

162,0 

175,7 

+ 

13,7 

35,0 

35,0 

32,5 

— 

2,5 

50,0 

50,0 

28,1 

- 

21,9 

14,7 

9,0 

9,0 


— 

110,0 

110,0 

110,0 


— 

40,0 

40,0 

— 

- 

40,0 

250,0 

360,0 

535,0 

+ 

175,0 

100,0 

250,0 

230,0 

- 

20,0 

14,5 

22,1 

20,5 

- 

1,6 

6,5 

10,5 

10,5 


— 

31,5 

32,5 

32,5 


— 

75,5 

87,4 

81,0 

— 

6,4 

0,3 

— 

— 



[ 658,5 
(509,0) 

2 356,6 
(528,5) 

2 156,5 
(409,2) 


200,1 

650,0 

670,0 

699,2 


29,2 
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1964 i 

1965 

1966 

1966 X 1965 

Soll 

Soll 

Soll 

Soll 


darunter in ( ); Zuweisungen an die Länder 


in Millionen DM 


2. Erstattungen und Beihilfen bei der Erzeu- 
gung von Kartoffelstärke und von Kartoffeln 
zur Stärkeherstellung sowie Förderung des 
Absatzes von Ölfrüchten (10 03/626 und 627) 

3. Durchführung von Schulmilchspeisungen 

(10 02/630 b) 

4. Aufklärung, Verbraucherberatung und Ab- 
satzförderung (10 02/650 und 651) 

5. Vorratshaltung 2) (10 03/620) 

6. Tierseuchenbekämpfung (10 02/6 15 b) — ohne 

Forschung — 

7. Förderung besonderer Vorhaben auf dem 

Gebiet der Wasserwirtschaft und Landes- 
kultur im Küstengebiet (10 02/619) 

8. Preis ausgleich für eingeführten Zucker 

(10 03/951) 

9. Zuschüsse zur teilweisen Deckung von Zins- 

und Tilgungsbeträgen 'der von der Bundes- 
mühlenkontor-GmbH aufgenommenen Dar- 
lehen im Rahmen der Mühlenstillegung nach 
dem Mühlengesetz (10 02/669) 

10. Ausgleichsbeträge für eingeführtes Getreide 

zur Preisverbilligung (10 03/622) 

11, Verbilligung von ausländischem Brotgetreide 

für Berlin (West) (10 03/625) 

d) zusammen . . . 


Ernährung, Landwirtschaft und Forsten a) bis d) zu- 
sammen 


11. Gewerbliche Wirtschaft (ohne Verkehr) 

1. Zinsverbilligung bei der Umschuldung von Kre- 
diten (09 02/954 und 957) 

2. Pflege der Wirtschaftsbeziehungen mit dem 

Ausland (09 02/606) 

3. Maßnahmen zur Förderung des Handwerks 

(09 02/aus 601) 

4. Maßnahmen zur Förderung des deutschen 

Messewesens (09 02/603) 

5. Maßnahmen zur Förderung des Handels und 
des Hotel- und Gaststättengewerbes (09 02/610) 

6. Inanspruchnahme aus Bürgschaften (32 08/525) 

7. Frachthilfe für die Beförderung von Steinkohle 

(09 02/965) 

8. Anpassungsbeihilfen für Unternehmen der deut- 

schen Erdölgewinnungsindustrie nach dem Ge- 
setz über Umstellung der Abgaben auf Mineral- 
öl (09 02/968 a) 


17,0 

17,5 

15,8 

— 

1,7 

10,0 

10,0 

— 

— 

10,0 

3,7 

3,6 

6,8 

+ 

3,2 

272,0 

285,6 

365,5 

+ 

79,8 

5,0 

1,5 

2.2 

+ 

0.7 

146,5 

146,5 

141,5 

— 

5.0 

do,o 

2,5 

1,1 

— 

1,4 

0,2 

0,3 

0,9 

+ 

0,6 

125,7 

0,8 

1,0 

+ 

0,2 

— 

3,0 

4,7 

+ 

1,7 

1 240,1 
(828,5) 

1 141,3 
(845,5) 

1 238,7 
(858,7) 

+ 

97,4 

3 229,2 
(1 464,5) 

3 945,7 
(1 547,9) 

3 799,2 
(1 400,4) 

— 

146,5 

1,0 

0,8 

0,6 


0,2 

1,7 

2,0 

2,9 

+ 

0,9 

7,0 

10,4 

11,3 

+ 

0,9 

0,1 

0,2 

0,2 


— 

2,1 

3,0 

3,2 

+ 

0,2 

20,0 

— 

- 80,0 

— 

80,0 

85,0 

85,0 

72,0 

— 

13,0 

280,0 

330,0 

191,7 


138,3 
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9. Leistungen 'auf Grund des Gesetzes zur Förde- 
rung der Rationalisierung im Steinkohlenberg- 
bau (09 02/963) 

10. Übergangshilfe auf Grund des Gesetzes über 

Umstellung der Abgaben auf Mineralöl für die 
Herstellung von Schmierölen aus Altölen (60 02/ 
954) 

11. Anpassungshilfen für die Einfuhr von Mineral- 

ölen auf Grund des Gesetzes über Umstellung 
der Abgaben auf Mineralöl (60 02/956) 

12. Kosten der Beteiligung des Bundes an Aus- 

landsmessen und -ausstellungen im Bereich der 
gewerblichen Wirtschaft (09 02/602) 

13. Maßnahmen zur Förderung der Betriebsbera- 

tung und -begehung im Verkehrsgewerbe, im 
sonstigen Gewerbe und in Kleinbetrieben der 
Industrie (09 02/611) 

14. Förderung der Luftfahrttechnik (09 02/617) . . . . 

15. Sonstige energiepolitische Maßnahmen (09 02/ 

966 b) 

16. Kosten der Beschaffung von Darlehensmitteln 
für die Aufsuchung oder Ausbeutung von außer- 
halb 'des Bundesgebietes gelegenen Erdöl- oder 
Erdgaslagerstätten durch eine außerhalb der 
Bundesverwaltung stehende Stelle (09 02/968 c) 

17. Kredithilfen für die Werftindustrie (09 02/971) 

18. Zur dezentralen Einlagerung von Kohlen 

(09 02/972) 

19. Beihilfen an den Deutschen NE-Metallerzberg- 

bau (09 02/967) 

Gewerbliche Wirtschaft (ohne Verkehr) zusammen 3) 


IIL Verkehr 

1. Finanzhilfe bzw. Liquiditätshilfe für die 

Deutsche Bundesbahn (12 02/510 a 3, 1966: 

12 02/510 a 2,5) 

2. Anpassungshilfe zur Erleichterung der Rationa- 

lisierung im Personenzugverkehr (12 02/510 a 2, 
1966: Beitrag zur Kostenunterdeckung im 
sozialbegünstigten Personennahverkehr (12 02/ 
510 a 3) 

3. Betriebszuschuß an die Deutsche Lufthansa AG 

(12 17/571) 

4. Investitions- und Betriebszuschuß an Flughafen- 
gesellschaften (12 17/570 b und c) 


1964 

1965 

1966 1 

1 1966 X 1965 

Süll 

Soll 

Soll j 

1 

Soll 

darunte 

r in ( ): Zuweisungen an die Länder 

1 in Millionen DM 

65,0 

. 40,0 

50,0 


10,0 

20,0 

20,0 

12,9 

- 

7,1 

18,0 

15,0 

15,0 


— 

9,7 

10,0 

12,0 


2,0 



1,0 

0,5 



0,5 

19,0 

18,0 

25,0 


7,0 

— 

23,6 

6,0 

— 

17,6 


5,2 

3,0 


2,2 

— 

— 

1,9 


U9 

— 

— 

30,0 


30,0 

0,4 

— 

— 



529,0 

564,2 

358,2 

— 

206,0 

(-) 

(-) 

(-) 



250,4 

201,3 

1 296,0 

+ 1 094,7 

170,0 

120,0 

120,0 


— 

15,0 

0,3 

— 

- 

0,3 

3,4 

6,3 

10,2 


3,9 
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1964 1 

Soll 1 

1965 1 

Soll 1 

1966 

Soll 

1966 X 1965 
Soll 



darunter in 

( ): Zuweisungen an die Länder 




in Millionen DM 



5. 

Betriebsbeihilfen zur Sicherung des Güterver- 
kehrs mit Berlin (60 05/604) 

10,0 

11,0 

12,5 

+ 

1.5 

6. 

Zinsverbilligung zum Wiederaufbau der deut- 
schen Handelsflotte (12 02/950) 

4,0 

2,9 

1,7 

— 

1.2 

7. 

8. 

Betriebszuschuß an die Lübecker Hafengesell- 
schaft mbH (12 02/603) 

Verbesserung der Kapitalstruktur der Deut- 
schen Bundespost (32 05/689) 

0,5 

26,9 

0.5 

9.6 

0,5 

24,5 

+ 

14,9 

9. 

Zuschuß an die Vorortbahn Wilhelmshaven 
(24 03/501) 

0,7 

0,4 

0,3 

-- 

0,1 

10. 

Übernahme des Kapitaldienstes für Anleihen 
zur Verbesserung der Kapitalstruktur der Deut- 
schen Bundesbahn (12 02/510 c) 

76,0 

106,0 

120,0 

+ 

14,0 

11. 

Ab Wrackhilfen für Handelsschiffe (12 02/951) . . 

34,0 

30,0 

4.5 

— 

25,5 

12. 

Sonstiges (12 02/608, 12 17/618) 

0,3 

0,3 

0,2 

— 

0.1 


Verkehr ^) zusammen . . . 

591,2 

488,6 

1 590,4 

+ 1 101,8 

IV. 

1. 

Wohnungswesen 

Zahlungen nach dem Wohnungsbauprämien- 
gesetz (25 02/620) 

330,0 

353,0 

488,0 

+ 

135,0 

2. 

Zinszuschüsse und Zuschüsse zur Förderung der 
Versuchs- und Vergleichsbauten (25 02/570 b) . . 

1.2 

1.2 

1.4 

+ 

0,2 

3. 

Zuschüsse zur Förderung des Baues von Fami- 
lienheimen und eigengenutzten Eigentumswoh- 
nungen (25 02/606) 

50,0 

50,0 

45,2 

— 

4,8 

4. 

Zuschüsse zur Baulandbeschaffung und -erschlie- 
ßung (25 02/611) 

6,2 

8,9 

8,4 

- 

0,5 

5. 

Bieihilfen für Arbeiterwohnstätten nach dem 
Grundsteuergesetz (25 02/600) 

1,0 

0,6 

0,7 

+ 

0.1 

6. 

Studien- und Modell Vorhaben zur Erneuerung 
von Städten und Dörfern sowie Zuschüsse zur 
Förderung der Ausarbeitung van Bauleitplänen 
auf Grund der Wohnungsbaugesetze und des 
Bundesbaugesetzes (25 02/571 b, c) 

9,0 

5,0 

4,4 


0,6 

7. 

Zinszuschüsse und Zuschüsse für den mit öffent- 
lichen Mitteln geförderten sozialen Wohnungs- 
bau (25 02/580 b, 581 b und 582 b) 

10,0 

52,7 

119,7 

+ 

67,0 

8. 

Zuschüsse an die Deutsche Bau- und Boden- 
bank AG zur Zinsverbilligung von Geld- und 
Kapitalmarktmitteln für Vor- und Zwischen- 
finanzierung für den Bau von Familienheimen 
und eigengenutzten Eigentumswohnungen 

(25 02/616) 

0,6 

0,2 

0,7 

+ 

0,5 

9. 

Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz (25 02/619) 

50,1 

20,1 

100,0 

+ 

79,9 


16 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/931 



1964 1 

Soll 1 

1965 

Soll 

1966 

Soll 

1966 X 1965 
Soll 


darunter 

in ( ) : Zuweisungen an die Länder 


in Millionen DM 

10. Zuschüsse zur Förderung von Instandsetzungs- 
und Modernisierungsmaßnahmen an Wohn- 
gebäuden (25 02/609) 

29,7 

35,0 

50,8 

-F 

15,8 

11. Zuschüsse und andere Zuweisungen im Rah- 
men der Wohnungsfürsorge für Verwaltungs- 
angehörige des Bundes und Abgeordnete 
(25 02/830 b) 

0,5 

1,4 

3,3 

+ 

1,9 

12. Zuschüsse und andere Zuweisungen im Rahmen 
der Wohnungsfürsorge für Angehörige der Bun- 
deswehr (14 12/830) 

11,5 

15,0 

18,6 

+ 

3,6 

13. Sonstiges (25 02/315, 603, 612 bis 615) 

1,6 

1,0 

2,0 

+ 

1,0 

Wohnungswesen zusammen 

501,4 

(404,5) 

544,1 

(432,2) 

843,2 

(713,5) 


299,1 

Sichtbare Finanzhilfen des Bundes zusammen 
(Summe I bis IV) 

4 850,8 
(1 869,0) 

5 542,6 
(1 980,1) 

6 591,0 
(2 113,9) 

+ 1 048,4 


Anmerkungen 

1964 1965 1966 

’) Ohne Verbilligung nach dem Verkehrsfinanzgesetz (10 02/679 a) 

200,0 209,0 223,7 

-) Zur Schaffung eines ausgeglichenen landwirtschaftlichen Marktes, zur Sicherstellung der Versorgung der Bevölke- 
rung im Bundesgebiet und in Berlin sowie zur Erfüllung handelsvertraglicher Verpflichtungen (einschließlich Ver- 
waltungskosten). 

Ohne Betriebsbeihilfe für versteuertes GasÖl an gewerbliche und sonstige Betriebe nach dem Verkehrsfinanzgesetz 
(09 02/679). 

^) Ohne Betriebsbeihilfen für Verkehrsbetriebe zur Verbilligung von Gasöl und für den Werkfernverkehr im Zonen- 
randgebiet und in den Frachthilfegebieten (12 02/679). 
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Anlage 2 


Unsichtbare Begünstigungen im Rahmen des Steuerrechts 1964 bis 1966 

(Stand 1. August 1966) 


Gesetzliche Grundlage 


Kurze Kennzeichnung der Begünstigung 


§ 7 e EStG 

§ 13 Abs. 3 EStG 

§ 14 EStG 

§§ 76 bis 78 EStDV 

VO vom 16. Juli 1958 

§ 31 KStDV 

§ 9 VStDV 


A, Begünstigungen 
nach W i r t s c h a f t s b e r e i c h e n 

I. Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

1. Einkommensteuer 

Bewertungsfreiheit für Fabrikgebäude, Lagerhäuser und landwirt- 
schaftliche Betriebsgebäude bei Vertriebenen, Flüchtlingen und Ver- 
folgten 

Freibetrag von 1 000 DM jährlich für nichtbuchführende Land- und 
Forstwirte mit einem Einkommen von nicht mehr als 6 000 DM .... 

ab 1965: Freibetrag von 1 200/2 400 DM für alle Land- und Forstwirte 

Freibetrag von 20 000 DM für Veräußerungsgewinne bis 80 000 DM 
(mit Härteklausel) 

Begünstigung bestimmter Investitionen bei Land- und Forstwirten 
(hinsichtlich § 76 EStDV vgl. Anmerkung 4) 

Steuervergünstigungen zur Förderung des Baues von Landarbeiter- 
wohnungen ^) 


2. Körperschaftsteuer 

Steuerbefreiung landwirtschaftlicher Nutzungs- und Verwertungs- 
genossenschaften 


3. Vermögensteuer 

Steuerbefreiung landwirtschaftlicher Nutzungs- und Verwertungsge- 
nossenschaften . . . 


§ 4 Nr. 9 VersStG 


4. Versicherungsteuer 

Steuerbefreiung für Viehversicherungen, bei denen die Versiche- 
rungssumme 7 500 DM nicht übersteigt 


5. Umsatzsteuer 


§ 4 Ziff. 4 UStG (Freiliste 3 Nr. 10) 


Befreiung der Lieferung von Mischfuttermitteln durch Hersteller und 
Großhändler 


§ 4 Ziff. 19 UStG 

§ 4 Ziff. 20 UStG 
§ 4 Ziff. 21 UStG 

§ 7 c UStG 

§ 53 UStDB 

§ 108 Flurbereinigungsgesetz 
vom 14. Juli 1953 


Befreiung der Landwirtschaft (ab Oktober 1964 auch der Forstwirt- 
schaft) 

Befreiung von Milcherzeugnissen bei Molkereien 

Befreiung der Umsätze von Vereinigungen zur Förderung der Tier- 
zucht, zur Trocknung von Feldfrüchten u. dgl 

Ermäßigter Steuersatz von 1 v. H. für bestimmte Fälle der Weinbe- 
reitung und Weinbehandlung 

Vergünstigungen für Hopfen- und Weinkommissionäre 

Steuerfreiheit der Umsätze im Flurbereinigungsverfahren 
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Steuerausfall im Rechnungsjahr-) 


1964 

1965 

1966 3) ] 

1966 X 1365 

in Millionen DM 

1 ■■•) 

1 ■^) 

1 >) ■■•) 


8 

_ 

100 

115 

+ 15 



4 

5 

X 1 

30>) 

30") 

30-’) 

— 

10 

10 

10 

— 

6aj 

6a j 

6a) 

— 

1 

1 

1 

— 

50 

55 

60 

X 5 

319") 

345 ') 

355 ”) 

X 10 

235 

245 

255 

X 10 

2 

3 

3 





6 a) 


. 

6aj 

6a) 

6a) 

— 

6aj 

6 a) 

/ 

— 

. 

6 a) 




Die Angabe der gesetzlichen Grundlage und die Kenn- 
zeichnung der Begünstigung beziehen sich grundsätz- 
lich auf den jeweils letzten Rechtsstand; Rechtsände- 
rungen während der Rechnungsjahre 1963 bis 1965 
sind — • im Interesse einer besseren Lesbarkeit der 
Übersicht — nur erwähnt, soweit sie finanziell von 
besonderem Gewicht sind. 

Die Steuerausfälle sind in der Regel für das Rech- 
nungsjahr angegeben, in dem sie entstanden sind, 
nicht für das Rechnungsjahr, in dem sie sich haus- 
haltsmäßig auswirken. Finanzielle Rückwirkungen 
von Steuerausfällen auf andere Steuerarten sind nicht 
berücksichtigt. Die nachgewiesenen Steuerausfälle be- 
ruhen im allgemeinen auf Schätzungen und stellen 
daher nur Größenordnungen dar. — Die hier nach- 
gewiesenen Steuerausfälle sind nicht immer vergleich- 
bar mit den im Finanzbericht 1964 angegebenen Steuer- 
ausfällen für die Rechnungsjahre 1961 bis 1963; 
etwaige Abweichungen erklären sich im allgemeinen 
durch die Verwendung neueren statistischen Mate- 
rials, das eine genauere Schätzung ermöglicht. 

) Vorläufige Ergebnisse. 

I Vorwegnahme von Abschreibungen, kein endgültiger 
Steuerausfall. 

I Einschließlich der Ausfälle bei der Körperschaft- so- 
wie — gegebenenfalls — bei der Gewerbesteuer. 

') Genauere Berechnung des Steuerausfalls wegen unzu- 
reichender Schätzungsunterlagen nicht oder nur nach 
weiteren Untersuchungen möglich, nach grober Schät- 
zung jedoch Steuerausfall unter 5 bis 10 Millionen DM. 

Unter Zugrundelegung des ermäßigten Satzes von 
1,5 v. H. 
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Gesetzliche Grundlage 


§ 2 Nr. 6 KraftStG 


§ 3 TabStG 

§ 3 ZuckStG 

§ 3 BierStG 


§ 10 SchaumwStG 

§ 3 Ziff, 7 und 8 GewStG 


§§ 6 b und 6 c EStG 
§ 7 e EStG 


Kurze Kennzeichnung der Begünstigung g 


6. Kraftfahrzeugsteller 

Befreiung der Zugmaschinen (ausgenommen Sattelzugmaschinen), 
Sonderfahrzeuge, Kraftfahrzeug-Anhänger hinter Zugmaschinen oder 
Sonderfahrzeugen und der einachsigen Kraftfahrzeug-Anhänger (aus- 
genommen Sattelanhänger) ^) 

7. Verbrauchstellern 

Die Verbrauchsteuergesetze sehen — neben der vielfach gesetzes- 
technisch als Steuerbefreiung konstruierten Abgrenzung des Kreises 
der Steuerpflichtigen — auch einige echte Steuerbefreiungen und 
-ermäßigungen vor, die vorwiegend volkswirtschaftliche Gründe 
haben. Hierbei handelt es sich insbesondere um folgendes: 

a) Tabaksteuern 

Steuerermäßigung für Tabakerzeugnisse mit einem bestimmten An- 
teil an Inlandstabak (Förderung des einheimischen Tabakanbaues) . . 

b) Zuckersteuer 

Senkung der Zuckersteuer zum Ausgleich der Anhebung des Zucker- 
rübenpreises 


c) Biersteuer 

Steuervergünstigung für Hausbrauer durch Ermäßigung des niedrig- 
sten Steuerstaffelsatzes um 40 v. H 

d) Branntweinmonopol) 

Das Branntweinmonopolgesetz wird stark von agrar- und mittel- 
standspolitischen sowie verbrauchspolitischen Zielsetzungen be- 
herrscht. 

Die agrar- und mittelstandspolitischen Ziele zeigen sich in der Be- 
günstigung der landwirtschaftlichen Brennereien, der Obstbrenne- 
reien und der gewerblichen Brennereien im Klein- und Mittelbe- 
trieb 


e) Schaumweinsteuer 

Steuererstattung bei Verarbeitung von mehr als 75 v. H. inländi- 
schen Grundweines zu Schaumwein (Förderung des einheimischen 
Weinbaues) 


8. Gewerbesteuer 

Steuerbefreiung kleiner Hochsee- und Küstenfischereiunternehmen, 
Steuerbefreiung landwirtschaftlicher Nutzungs- und Verwertungsge- 
nossenschaften u. ä 

L Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (soweit Schätzungen mög- 
lich sind) 


IL Gewerbliche Wirtschaft (ohne Verkehr) 

1. Einkommensteuer 

Ubertragungsmöglichkeit für stille Reserven, die bei der Veräuße- 
rung bestimmter Wirtschaftsgüter aufgedeckt werden 

Bewertungsfreiheit für Fabrikgebäude, Lagerhäuser und landwirt- 
schaftliche Betriebsgebäude bei Vertriebenen, Flüchtlingen und Ver- 
folgten . . ■ 
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Steuerausfall im 

Rechnungsjahr -) 

1964 

1965 

1966 

1966 X 1965 

in Millionen DM 

115 

120 

125 

+ 5 

20 

20 

20 


— 

75 

75 

— 

1 

1 

1 


. 

. 6b) 

ob) 

— 

1 

2 

2 


3 

3 

3 i 

1 

i 

— 

796 

1 1 015 

1 061 j 

+ 46 

i 

i 

1 

i 

i 

110«) >“) 

1 

j 

160 «) “’) I 

+ 50 

7 1 

7 1 

7 >) «) i 



h Die Angabe der gesetzlichen Grundlage und die Kenn- 
zeichnung der Begünstigung beziehen sich grundsätz- 
lich auf den jeweils letzten Rechtsstand; Rechtsände- 
rungen während der Rechnungsjahre 1963 bis 1965 
sind — im Interesse einer besseren Lesbarkeit der 
Übersicht — nur erwähnt, soweit sie finanziell von 
besonderem Gewicht sind. 

") Die Steuerausfälle sind in der Regel für das Rech- 
nungsjahr angegeben, in dem sie entstanden sind, 
nicht für das Rechnungsjahr, in dem sie sich haus- 
haltsmäßig auswirken. Finanzielle Rückwirkungen 
von Steuerausfällen auf andere Steucrarten sind nicht 
berücksichtigt. Die nachgewiesenen Steuerausfälle be- 
ruhen im allgemeinen auf Schätzungen und stellen 
daher nur Größenordnungen dar. — Die hier nach- 
gewiesenen Steuerausfälle sind nicht immer vergleich- 
bar mit den im Finanzbericht 1964 angegebenen Steuer- 
ausfällen für die Rechnungsjahre 1961 bis 1963; 
etwaige Abbweichungen erklären sich im allgemeinen 
durch die Verwendung neueren statistischen Mate- 
rials, das eine genauere Schätzung ermöglicht. 

•') Vorläufige Ergebnisse. 

Vorwegnahme von Abschreibungen, kein endgültiger 
Steuerausfall. 

•'’] Einschließlich der Ausfälle bei der Körperschaft- so- 
wie — gegebenenfalls — bei der Gewerbesteuer. 

‘•‘h Bezifferung des Steuerausfalls mit besonderen Schwie- 
rigkeiten verbunden und nicht oder nur nach weiteren 
Untersuchungen möglich. 

Nach § 2 Nr. 6 KraftStG ist das Halten von landwirt- 
schaftlichen Zugmaschinen, Sonderfahrzeugen und An- 
hängern steuerbefreit. Diese Befreiung stellt eine 
echte Begünstigung dar. Der hier angeführte Steuer- 
ausfall ergibt sich aus der Steuerbefreiung im Ver- 
gleich zu einer im Hinblick auf die besonderen Ver- 
hältnisse der Landwirtschaft unterstellten Steuerer- 
mäßigung von 75 V. H. Der volle Steuerausfall durch 
die Begünstigung beträgt in den Jahren 1964 bis 1966: 
460, 480 bzw. 500 Millionen DM. 

•‘) Es handelt sich hier nicht um steuerrechtliche sondern 
um monopolrechtliche Begünstigungen. 

Soweit Kürzung der späteren Abschreibungsmöglich- 
keiten, kein endgültiger Steuerausfall. 
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Gesetzliche Grundlage h 

1 

Kurze Kennzeichnung der Begünstigung p 

§ 16 Abs. 4 EStG 

Freibetrag von 20 000 DM für Veräußerungsgewinne bis 80 000 DM 
(mit Härteklausel) 

§ 74 EStDV 

Steuerfreie Rücklage für Preissteigerungen (soweit betriebswirt- 
schaftlich gerechtfertigt, handelt es sich nicht um eine Begünstigung) 

§ 79 EStDV 

Bewertunqsfreiheit für Abwasserbehandlungsanlagen 

§ 80 EStDV 

Bewertungsabschlag für bestimmte Importwaren (soweit betriebs- 
wirtschaftlich gerechtfertigt, handelt es sich nicht um eine Begünsti- 
gung) 

§ 81 EStDV 

Bewertungsfreiheit für bestimmte Investitionen im Kohlen- und 
Erzbergbau 

§ 82 EStDV 

Bewertungsfreiheit für Luftreinigungsanlagen 

§ 82 d EStDV 

Bewertungsfreiheit für Wirtschaftsgüter, die der Forschung und Ent- 
wicklung dienen 

§ 82 e EStDV 

Bewertungsfreiheit für Wirtschaftsgüter, die dazu dienen, Lärm oder 
Erschütterungen zu verhindern, zu beseitigen oder zu verringern . . 

§ 14 Berlinhilfcgesetz (BHG 1964) 

Erhöhte Abschreibungen für in den Jahren 1959 bis 1969 angeschaffte 
oder hergestellte abnutzbare Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens 
in Höhe bis zu 75 v. H. im Jahre der Anschaffung und in den beiden 
folgenden Jahren (die erhöhten Abschreibungen treten an die Stelle 
der Normalabschreibungen nach § 7 EStG) 

§ 15 BHG 1964 

Begünstigung der Lagerhaltung 

§§ 16 und 17 BHG 1964 

Hingabe von Industrie- und Wohnbaukrediten 

§ 19 BHG 1964 

Gewährung von Investitionszulagen 

§§ 30 bis 33 Gesetz zur Förderung 
der Rationalisierung 
im Steinkohlenbergbau 
vom 29, Juli 1963 

Begünstigung bestimmter Rationalisierungsmaßnahmen im Steinkoh- 
lenbergbau 

Entwicklungshilfe-Steuergesetz 
vom 13. Dezember 1963 

Steuerbegünstigung für Kapitalanlagen in Entwicklungsländern 
(15 V. H. Bewertungsabschlag und 50 v. H. Rücklage) 

Gesetz zur Förderung 
der Verwendung von Steinkohle 
in Kraftwerken 
vom 12. August 1965 

Steuerfreie Rücklage in Höhe von 45 v. EI. der Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten für abnutzbare Wirtschaftsgüter des Anlagever- 
mögens bei Kraftwerken, die sich verpflichten, mindestens 10 Jahre 
Stein- und Pechkohle zu verfeuern. Nach 10 Jahren erfolgsneutrale 
Auflösung der Rücklage 

§ 4 der VO 

über die steuerliche Begünstigung 
von Wasserkraftwerken 

Ermäßigung der Einkommensteuer, die auf den Gewinn aus den 
steuerbegünstigten Anlagen entfällt, ab Betriebsbeginn für die Dauer 
von 20 Jahren auf die Hälfte der gesetzlichen Beträge 

§ 14 11. VermBG vom 1. Juli 1965 

Steuerermäßigung wegen Gewährung vermögenswirksamer Leistun- 
gen für Arbeitgeber, die nicht mehr als 50 Arbeitnehmer beschäftigen 


2. Körperschaftsteuer 

§ 4 Abs. 1 Ziff. 4 KStG 

Steuerbefreiung der Sparkassen, soweit sie der Pflege des Sparver- 
kehrs dienen 

§ 9 KStG 

Steuerbefreiung der Gewinnanteile aus Schachtelbeteiligungen 

§ 11 Ziff. 4 KStG 

Steuerbefreiung der Sanierungsgewinne 

§ 19 Abs. 2 KStG 

Ermäßigung der Körperschaftsteuer für Einkünfte aus langfristigen 
Kreditgeschäften bei bestimmten Kreditanstalten 
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Steuerausfall im Rechnungsjahr 


1964 

1965 

1966 5) 

1966 X 1965 

in Millionen DM 

— 

15 

20 

-1- 

5 

20“)“) 

205) 11) 

205) 11) 
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25 5) 

35 12) 

404) 5) 12) 

+ 

5 

145) 13) 

125) 13) 

101) 5) 

- 

2 

80 4) 5) 

80 4) 5) 

80 4) 5) 


— 

33 *) 5) 

40 ') 5) 1-1) 

45 1) 5) 14) 

+ 

5 

— 

100 4) 5) 

110 4) 5) 

+ 

10 

— 

1 4) 5) 

1 •^) 


— 

150 4) 

170 1) 5) 

190 4) 5) 

+ 

20 

50 15) 

50 4-) 

50 15) 


— 

58 15) 

65 45) 

70 15) 

+ 

5 

. 

. ®^^) 



— 

25^) 

30 ■■>) 

30 5) 

1 

— 

125 5) 

130 5) 

150 5) 

! + 

20 

6aj 

6<l) 

(ia) 



— 

10 

100 

1 + 

i 

90 


.16) 

.1«) 



160 5) 

165 5) 

170 5) 


5 

3^7) 

317) 

3”) 




. 

.1») 





Die Angabe der gesetzlichen Grundlage und die Kenn- 
zeichnung der Begünstigung beziehen sich grundsätz- 
lich auf den jeweils letzten Rechtsstand; Rechtsände- 
rungen während der Rechnungsjahre 1963 bis 1965 
sind ■ — im Interesse einer besseren Lesbarkeit der 
Übersicht — nur erwähnt, soweit sie finanziell von 
besonderem Gewicht sind. 

2) Die Steuerausfälle sind in der Regel für das Rech- 
nungsjahr angegeben, in dem sie entstanden sind, 
nicht für das Rechnungsjahr, in dem sie sich haus- 
haltsmäßig auswirken. Finanzielle Rückwirkungen 
von Steuerausfällen auf andere Steuerarten sind nicht 
berücksichtigt. Die nachgewiesenen Steuerausfälle be- 
ruhen im allgemeinen auf Schätzungen und stellen 
daher nur Größenordnungen dar. — Die hier nach- 
gewiesenen Steuerausfälle sind nicht immer vergleich- 
bar mit den im Finanzbericht 1964 angegebenen Steuer- 
ausfällen für die Rechnungsjahre 1961 bis 1963; 
etwaige Abweichungen erklären sich im allgemeinen 
durch die Verwendung neueren statistischen Mate- 
rials, das eine genauere Schätzung ermöglicht. 

Vorläufige Ergebnisse. 

Vorwegnahme von Abschreibungen, kein endgültiger 
Steuerausfall. 

Einschließlich der Ausfälle bei der Körperschaft- so- 
wie — gegebenenfalls — bei der Gewerbesteuer. 

Genauere Berechnung des Steuerausfalls wegen unzu- 
reichender Schätzungsunterlagen nicht oder nur nach 
weiteren Untersuchungen möglich, nach grober Schät- 
zung jedoch Steuerausfall unter 5 bis 10 Millionen DM. 

Bezifferung des Steuerausfalls mit besonderen Schwie- 
rigkeiten verbunden und nicht oder nur nach weiteren 
Untersuchungen möglich. 

Bildung steuerfreier Rücklagen, die später gewinner- 
höhend aufzulösen sind; kein endgültiger Steueraus- 
fall. 

Unter Berücksichtigung der durch die Steuerände- 
rungsgesetz 1964 erweiterten Ermächtigung des § 51 
Abs. 1 Ziff. 2 e EStG. 

Unter Gegenrechnung der Steuermehreinnahmen, die 
durch die Auflösung der im Vorjahr bzw. in den Vor- 
jahren gebildeten stillen Reserven entstehen. 

Unter Berücksichtigung der durch die Steuerände- 
rungsgesetze 1964 und 1965 erweiterten Ermächtigung 
des § 51 Abs. 1 Ziff. 2o EStG. 

Es handelt sich hier nicht um eine Begünstigung im 
Rahmen des Steuerrechts, sondern um eine Verrech- 
nung zu Lasten des Steueraufkommens. Es ist jedoch 
darauf verzichtet worden, hierfür eine Sondergruppe 
zu bilden. 

Wegen der noch nicht abgeschlossenen Untersuchung 
des Bundeswirtschaftsministeriums über die Wettbe- 
werbsverhältnisse im Kreditgewerbe (unter Berück- 
sichtigung der verschiedenen Steuerbegünstigungen) 
wird auf eine Bezifferung der Steuermindereinnahmen 
hier verzichtet. 

Einschließlich der Ausfälle bei der Einkommensteuer, 
für die eine gleiche Regelung auf Grund der Recht- 
sprechung gegeben ist. 
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Gesetzliche Grundlage h 

Kurze Kennzeichnung der Begünstigung h 

§§ 33 und 34 KStDV 

Ermäßigung der Körperschaftsteuer auf 19 v. H. des Einkommens bei 
Kreditgenossenschaften und Zentralkassen 

§ 7 Abs. 12 des Mühlengesetzes 

Ermäßigung der Körperschaftsteuer für den Gewinn aus der Zahlung 
des Pauschbetrages auf 19 v. H. des Einkommens 

§ 4 der VO 

über die steuerliche Begünstigung 
von Wasserkraftwerken 

Ermäßigung der Körperschaftsteuer, die auf den Gewinn aus den 
steuerbegünstigten Anlagen entfällt, ab Betriebsbeginn für die Dauer 
von 20 Jahren auf die Hälfte der gesetzlichen Beträge 


3. Vermögensteuer 

§ 3 Abs. 1 Ziff. 4 VStG 

Steuerbefreiung der Sparkassen, soweit sie der Pflege des Sparver- 
kehrs dienen 

§ 3 a VStG 

Steuerbefreiung bestimmter Unternehmen im Eigentum von juristi- 
schen Personen des öffentlichen Rechts 

§ 9 a VStG und 

§ 5 Entwicklungshilfe-Steuergesetz 

Steuerbegünstigung für Kapitalanlagen in Entwicklungsländern . . . . 

§ 73 c BewG 

Teilweise Steuerbefreiung durch Halbierung des Wertansatzes beim 
Betriebsvermögen, soweit dieses der öffentlichen Versorgung mit 
Strom, Gas oder Wärme dient; vollständige Steuerbefreiung für das 
der öffentlichen Wasserversorgung dienende Betriebsvermögen . . . . 

Gesetz zur Förderung 
der Verwendung von Steinkohle 
in Kraftwerken 
vom 12. August 1965 

VO vom 26. Oktober 1944 
i. d. F. des Gesetzes 
vom 26. Juli 1957 

Abzug der zu Lasten des steuerlichen Gewinns gebildeten Rücklage 

Befreiung von Wasserkraftwerken während der Bauzeit voll und ab 
Betriebsbeginn für 20 Jahre von der halben Vermögensteuer 

§ 101 Nr. 2i. V. mit§ 110 Abs. 1 

Nr. 5 BewG 1965 

Befreiung von Erfindungen und Urheberrechten, soweit sie nicht als 
Diensterfindung durch den Arbeitgeber einem Dritten gegen Entgelt 
zur Ausnutzung überlassen sind 


4. Kapitalverkehrsteuern 


Gesellschaftsteuer 

§ 7 Abs. 1 Nr. 2 KVStG 

Steuerbefreiung der Versorgiingsbetriebe inländischer Gebietskörper- 
1 schäften 


5. Umsatzsteuer 

§ 4 Ziff. 4 UStG (Freiliste 3 Nr. 2) 

Befreiung der Lieferungen von festen Brennstoffen im Großhandel . . 

§ 4 Ziff. 4 UStG (Freiliste 3 Nr. 5) 

Befreiung der Lieferungen von Kraft- und Schmierstoffen sowie flüs- 
sigen Heiz- und Leuchtstoffen aus Erdöl, Kohle usw. durch Hersteller 
und Großhändler (Mineralölprivileg) 

§ 4 Ziff. 4 UStG 
(Freiliste 3 Nr. 6 bis 8) 

Befreiung der Lieferungen von Kartoffeln, Getreide und Lebensmit- 
teln im Großhandel 

§ 4 Ziff. 4 UStG (Freiliste 3 Nr. 9 b) 

Befreiung der Lieferungen von Eisen und Stahl im Großhandel . . . . 

§ 4 Ziff. 4 UStG 

(Freiliste 3 Nr. 1, 3, 4, 11 und 13) 

Befreiung der Lieferungen der nach Freiliste 3 begünstigten Roh- 
stoffe und Halberzeugnisse im Großhandel, soweit hier nicht geson- 
dert ausgewiesen 

§ 4 Ziff. 5 UStG 

(i. V. mit § 7 Abs. 2 Ziff. 2 d 

UStG) 

Befreiung der Lieferungen von Wasser allgemein, Befreiung der Lie- 
ferungen von Gas, Elektrizität oder Wärme durch Gebietskörperschaf- 
ten oder durch zusammenhängende Leitungen mehrerer Unternehmen 
(bis 31. März 1965; ab 1. April 1965: zur gewerblichen Weiterveräuße- 
rung durch den Abnehmer,- ermäßigter Steuersatz von 1,5 v. H. für 
die Lieferungen von Gas, Elektrizität und Wärme an Endverbraucher) 
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Steuerausfall im Rechnungsjahr^) 

1964 I 1965 I 1966 3) | 1966X1965 

in Millionen DM 




1 «) 

6a j 
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6aj 
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6b' 


Oln 


6bj 


2 


4 + 2 


6b) 
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280 

510 

460 

160 

245 


400 




260 

550 

510 

170 

260 
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240 

570 

560 

180 

275 


420 


440 


- 20 

+ 20 

+ 50 
+ 10 

+ 15 


+ 20 


0 Die Angabe der gesetzlichen Grundlage und die Kenn- 
zeichnung der Begünstigung beziehen sich grundsätz- 
lich auf den jeweils letzten Rechtsstand; Rechtsände- 
rungen während der Rechnungsjahre 1963 bis 1965 
sind — im Interesse einer besseren Lesbarkeit der 
Übersicht — nur erwähnt, soweit sie finanziell von 
besonderem Gewicht sind. 

3) Die Steuerausfälle sind in der Regel für das Rech- 
nungsjahr angegeben, in dem sie entstanden sind, 
nicht für das Rechnungsjahr, in dem sie sich haus- 
haltsmäßig auswirken. Finanzielle Rückwirkungen 
von Steuerausfällen auf andere Steuerarten sind nicht 
berücksichtigt. Die nachgewiesenen Steuerausfälle be- 
ruhen im allgemeinen auf Schätzungen und stellen 
daher nur Größenordnungen dar. — Die hier nach- 
gewiesenen Steuerausfälle sind nicht immer vergleich- 
bar mit den im Finanzbericht 1964 angegebenen Steuer- 
ausfällen für die Rechnungsjahre 1961 bis 1963; 
etwaige Abweichungen erklären sich im allgemeinen 
durch die Verwendung neueren statistischen Mate- 
rials, das eine genauere Schätzung ermöglicht. 

3) Vorläufige Ergebnisse. 

®<^^) Genauere Berechnung des Steuerausfalls wegen unzu- 
reichender Schätzungsunterlagen nicht oder nur nach 
weiteren Untersuchungen möglich, nach grober Schät- 
zung jedoch Steuerausfall unter 5 bis 10 Millionen DM. 

®t)) Bezifferung des Steuerausfalls mit besonderen Schwie- 
rigkeiten verbunden und nicht oder nur nach weiteren 
Untersuchungen möglich. 

^‘*) Wegen der noch nicht abgeschlossenen Untersuchung 
des Bundeswirtschaftsministeriums über die Wettbe- 
werbsverhältnisse im Kreditgewerbe (unter Berück- 
sichtigung der verschiedenen Steuerbegünstigungen) 
wird auf eine Bezifferung der Steuermindereinnahmen 
hier verzichtet. 
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Gesetzliche Grundlage^) Kurze Kennzeichnung der Begünstigung^) 

§ 4 Ziff. 17 UStG Befreiung der verwaltenden Tätigkeit bei Versicherungsvertretern . . 

§ 4 Ziff. 25 UStG Befreiung der Lieferungen von Milch 

§ 4 Ziff. 26 UStG (i. V. mit Ziff. 4, Befreiung der Lieferungen von Verhüttungsmaterialien und Verhüt- 

Freiliste 3 Nr. 9 a, c und 12) tungsprodukten durch Hersteller und Großhändler (Verhüttungspri- 
vileg) 

§ 4 Ziff. 28 UStG Befreiung der Umsätze im Rahmen der Herstellung von Brennstoff- 
elementen u. dgl. für Kernreaktoren 

§ 4 Ziff. 29 UStG Befreiung der Großhandelslieferungen von Gegenständen, die im 

Rahmen einer Spezialisierungsvereinbarung erworben sind (soge- 
nannte „Kollegenlieferungen") 

§ 7 Abs. 2 Ziff. 2 c UStG Ermäßigter Steuersatz von 1,5 v. H. für die Lieferung von Büchern 

usw 

§ 7 a Abs. 1 UStG Freibetrag von 12 000 DM für Steuerpflichtige mit einem Gesamtum- 
satz von unter 120 000 DM 

§ 7 b UStG Ermäßigter Steuersatz von 1 v. H. für bestimmte Lieferungen durch 

Großschlachter 

§§1,2 und 13 BHG 1964 Befreiung der Lieferungen und Werkleistungen Westberliner Unter- 

nehmen, Kürzungsanspruch der Unternehmer im Bundesgebiet; Er- 
höhung der Freibeträge nach § 7 a für Westberliner Unternehmen . . 

§ 34 Gesetz zur Förderung Befreiung von Leistungen zur Rationalisierung im Steinkohlenberg- 

der Rationalisierung bau 

im Steinkohlenbergbau 
vom 29. Juli 1963 

6. Verbrauchsteuern 

Die Verbrauchsteuergesetze sehen — neben der vielfach gesetzes- 
technisch als Steuerbefreiung konstruierten Abgrenzung des Kreises 
der Steuerpflichtigen — auch einige echte Steuerbefreiungen und -er- 
mäßigungen vor, die vorwiegend volkswirtschaftliche Gründe haben. 
Hierbei handelt es sich insbesondere um folgendes: 

a) Tabaksteuer 

§ 77 TabStG Befreiung von der Tabaksteuer für Tabakerzeugnisse, die der Her- 

steller an seine Arbeitnehmer als Deputate ohne Entgelt abgibt . . . . 

§§ 81 bis 89 TabStG Steuererleichterung für kleinere Betriebe in der Form, daß unter be- 

stimmten Voraussetzungen ein Teil der abgeführten Tabaksteuer ver- 
gütet wird 

b) Salzsteuer 

§ 7 SalzStG Steuerbefreiung für Salz, das zum Salzen von Heringen und ähnlichen 

Fischen verwendet wird 

c) Biersteuer 

§§ 3 und 7 Abs. 1 BierStG Staffelung der Biersteuersätze nach Höhe des Bierausstoßes sowie 

Haustrunk 

d) Branntweinmonopol) 

Das Branntweinmonopolgesetz wird stark von agrar- und mittel- 
standspolitisclien sowie verbrauchspolitischen Zielsetzungen be- 
herrscht. Die agrar- und mittelstandspolitischen Ziele zeigen sich in 
der Begünstigung der landwirtschaftlichen Brennereien, der Obstbren- 
nereien und der gewerblichen Brennereien im Klein- und Mittelbe- 
trieb 

Gesetz Ermäßigung der Branntwein-Monopolabgaben in Berlin (West) 

über das Branntweinmonopol 
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35 

40 

42 

2 

560 
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22 

25 
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1 
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i 

1 

6 

6 

— 
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90 

95 

5 

i 

i 

j 
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1 

1 

1 . 

! 

66 
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1 

i 

- 66 
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Die Angabe der geselzlichen Grundlage und die Kenn- 
zeichnung der Begünstigung beziehen sich grundsätz- 
lich auf den jeweils letzten Rechtsstand; Rechtsände- 
rungen während der Rechnungsjahre 1963 bis 1965 
sind — im Interesse einer besseren Lesbarkeit der 
Übersicht — nur erwähnt, soweit sie finanziell von 
besonderem Gewicht sind. 

») Die Steuerausfälle sind in der Regel für das Rech- 
nungsjahr angegeben, in dem sie entstanden sind, 
nicht für das Rechnungsjahr, in dem sie sich haus- 
haltsmäßig auswirken. Finanzielle Rückwirkungen 
von Steuerausfällen auf andere Steuerarten sind nicht 
berücksichtigt. Die nachgewiesenen Steuerausfälle be- 
rnhen im allgemeinen auf Schätzungen und stellen 
daher nur Größenordnungen dar. — Die hier nach- 
gewiesenen Steuerausfälle sind nicht immer vergleich- 
bar mit den im Finanzbericht 1964 angegebenen Steuer- 
ausfällen für die Rechnungsjahre 1961 bis 1963; 
etwaige Abweichungen erklären sich im allgemeinen 
durch die Verwendung neueren statistischen Mate- 
rials, das eine genauere Schätzung ermöglicht. 

») Vorläufige Ergebnisse. 

Genauere Berechnung des Steuerausfalls wegen unzu- 
reichender Schätzungsunterlagen nicht oder nur nach 
weiteren Untersuchungen möglich, nach grober Schät- 
zung jedoch Steuerausfall unter 5 bis 10 Millionen DM. 

®'^) Bezifferung des SLeuerausfalls mit besonderen Schwie- 
rigkeiten verbunden und nicht oder nur nach weiteren 
Untersuchungen möglich. 

‘*^) Es handelt sich hier nicht um steuerrechtliche sondern 
um monopolrechtliche Begünstigungen. 
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Gesetzliche Grundlage h 


Kurze Kennzeichnung der Begünstigung^) 


§ 2 MinöStG 
§ 2 MinöStG 1964 


§ 3 MinöStG 

Artikel 12 a Zweites Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes 
über Umstellung der Abgaben 
auf Mineralöl 


e) Mineralölsteuer 

Sondersteuersätze für Mineralöle, die nach bestimmten Verfahren 
oder aus bestimmten Rohstoffen hergestellt werden 

Bis zum 31. Dezember 1968: ermäßigter Steuersatz für nachweislich 
aus Kohle hergestellte Leichtöle 

Bis zum 31. Dezember 1965: ermäßigter Steuersatz. für Flüssiggase . . 

Steuerbefreiung der bei der Mineralölherstellung zur Aufrechterhal- 
tung des Betriebes verwendeten Mineralöle 

Vom 1. Januar 1965 bis 31. Dezember 1966: unversteuerte Beimi- 
schung von 3 V. H. chemischer Produkte zu Leichtölen (durch das 
Haushaltssicherungsgesetz wurde die steuerunschädliche Beimischung 
chemischer Produkte für 1966 auf 2 V 2 v. H, herabgesetzt) 


§ 3 Ziff. 4 GewStG 


7. Gewerbesteuer 

Steuerbefreiung der Sparkassen, soweit sie der Pflege des Sparver- 
kehrs dienen 


§ 11 Abs. 3 und § 25 Abs. 3 
GewStG 

§ 1 1 Abs. 4 GewStG 
§ 6 der VO 

über die steuerliche Begünstigung 
von Wasserkraftwerken 


Ermäßigung der Gewerbeertragsteuer und der Lohnsummensteuer für 
Hausgewerbetreibende auf die Hälfte 

Ermäßigung der Gewerbcertragsteuer für Kreditgenossenschaften und 
Zentralkassen auf ein Drittel 

Ermäßigung der auf die steuerbegünstigten Anlagen entfallenden ein- 
heitlichen Gewerbesteuermeßbeträge für die Dauer von 20 Jahren auf 
die Hälfte der gesetzlichen Beträge 

II. Gewerbliche Wirtschaft (ohne Verkehr), (soweit Schätzungen mög- 
lich sind) 


§ 34 c Abs. 4 EStG, 
§ 19 a Abs. 2 KStG 

§ 82 f EStDV 


III. Verkehr 

1. Einkommensteuer 

Pauschalierung der Einkommen- und Körperschaftsteuer bei ausländi- 
schen Einkünften unbeschränkt Steuerpflichtiger aus dem Betrieb von 
Handelsschiffen im internationalen Verkehr 

Sonderabsdireibungen bei Seeschiffen, Schiffen, die der Seefischerei 
dienen und bei Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr 


§ 4 Abs. 1 Ziff. 1 KStG 


2. Körperschaftsteuer 

Persönliche Steuerbefreiung von Bundespost und Bundesbahn 


§ 3 Abs. 1 Ziff. 1 und 
§ 3 a Ziff. 1 und 2 VStG 


3, Vermögensteuer 

Persönliche Steuerbefreiung von Bundespost, Bundesbahn und des 
Unternehmens „Reichsautobahn"; Befreiung von Verkehrsbetrieben, 
Hafenbetrieben und Flughafenbetrieben, die ausschließlich im Eigen- 
tum von Gebietskörperschaften stehen; Befreiung sonstiger Unter- 
nehmen der vorgenannten Art, soweit ihr Vermögen dazu bestimmt 
ist, unter der Auflage der Beförderungspflicht, der Betriebspflicht und 
des Tarifzwangs dem öffentlichen Verkehr zu dienen; Befreiung von 
Unternehmen, die durch Staatsverträge verpflichtet sind, die Erträge 
ihres Vermögens zur Aufbringung der Mittel für die Errichtung von 
Bundeswasserstraßen zu verwenden usw 
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0 Die Angabe der gesetzlichen Grundlage und die Kenn- 
zeichnung der Begünstigung beziehen sich grundsätz- 
lich auf den jeweils letzten Rechtsstand; Rechtsände- 
rungen während der Rechnungsjahre 1963 bis 1965 
sind — im Interesse einer besseren Lesbarkeit der 
Übersicht — nur erwähnt, soweit sie finanziell von 
besonderem Gewicht sind, 

“) Die Steuerausfälle sind in der Regel für das Rech- 
nungsjahr angegeben, in dem sie entstanden sind, 
nicht für das Rechnungsjahr, in dem sie sich haus- 
haltsmäßig auswirken. Finanzielle Rückwirkungen 
von Steuerausfällen auf andere Steuerarten sind nicht 
berücksichtigt. Die nachgewiesenen Steuerausfälle be- 
ruhen im allgemeinen auf Schätzungen und stellen 
daher nur Größenordnungen dar, — • Die hier nach- 
gewiesenen Steuerausfälle sind nicht immer vergleich- 
bar mit den im Finanzbericht 1964 angegebenen Steuer- 
ausfällen für die Rechnungsjahre 1961 bis 1963; 
etwaige Abweichungen erklären sich im allgemeinen 
durch die Verwendung neueren statistischen Mate- 
rials, das eine genauere Schätzung ermöglicht. 

Vorläufige Ergebnisse. 

Genauere Berechnung des Steuerausfalls wegen unzu- 
reichender Schätzungsunterlagen nicht oder nur nach 
weiteren Untersuchungen möglich, nach grober Schät- 
zung jedoch Steuerausfall unter 5 bis 10 Millionen DM. 

^^4 Bezifferung des Steuerausfalls mit besonderen Schwie- 
rigkeiten verbunden und nicht oder nur nach weiteren 
Untersuchungen möglich. 

Wegen der noch nicht abgeschlossenen Untersuchung 
des Bundeswirtschaftsministeriums über die Wettbe- 
werbsverhältnisse im Kreditgewerbe (unter Berück- 
sichtigung der verschiedenen Steuerbegünstigungen) 
wird auf eine Bezifferung der Steuermindereinnahmen 
hier verzichtet. 

Diese Begünstigung kommt auch der Landwirtschaft 
zugute; von einer Aufgliederung ist aber hier abge- 
sehen worden. 

*’*) Auf eine Bezifferung der Auswirkungen dieser Steuer- 
befreiung wird verzichtet, da über die Verwendung 
des Gewinns von Bundesbahn und Bundespost ohne- 
hin nur im Einvernehmen mit der Bundesregierung 
entschieden wird, überdies ist darauf hinzuweisen, 
daß die Bundespost 6"V:jV. H. der jährlichen Betriebs- 
einnahmen an den Bund abzuliefern hat. Die Bundes- 
bahn ist schon seit Jahren ohne Gewinn. 
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Gesetzliche Grundlcige ') 


§ 2 Nr. 5 KraftStG 
§ 11 Abs. 2 Nr. 1 KraftStG 
§ 11 Abs. 2 Nr. 2 KraftStG 

§ 3 Abs. 1 Nr. 1 BefStG • 

§ 3 Abs. 1 Nr. 3 BefStG 

§ 3 Abs. 1 Nr. 4 BefStG 

§ 3 Abs. 1 Nr. 5 BefStG 

§ 3 Abs. 1 Nr. 6 BefStG 

§ 3 Abs. 3 BefStG 
i. V. mit § 14 BefStDV 

§ 3 Abs. 4 BefStG 

§ 10 Abs. 5 BefStG 

§ 11 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 BefStG 

§ 10 BefStDV 

Durch Nichteinbeziehung 
in das BefStG sind von 
der Beförderungsteuer befreit 

§ 3 Ziff. 1 GewStG 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Kurze Kennzeichnung der Begünstigung ’) 


4. Kraftfahrzeugsteuer 

I Steuerbefreiung für Obusse und Obus-Anhänger 

Ermäßigung der Kraftfahrzeugsteuer um 25 v. H. für Sattelanhänger 

Ermäßigung der Kraftfahrzeugsteuer um 50 v. H. für Kraftomnibusse, 
die überwiegend im Linienverkehr verwendet werden, sowie für 
überschwere Anhänger zur Durchführung von Schwer- und Großraum- 
! transporten und für Spezialkraftwagen auf Baustellen 


I 5. Beförderungsteuer 

Steuerbefreiung für Beförderungen zu ermäßigten Preisen im Arbeit- 
nehmer-, Schüler- und Militärpersonenverkehr sowie für Beförderun- 
gen auf Streckenzeitkarten 

Steuerbefreiung für den Eisenbahn-Expreßgutverkehr und den Brief- 
und Paketverkehr der Bundespost 

Steuerbefreiung für die Beförderungen von Steinkohlen, Braunkohlen, 
Koks und Preßkohlen aller Art im Eisenbahnverkehr 

Steuerbefreiung für Personenbeförderungen im Orts- und Nachbar- 
ortslinienverkehr 

Steuerbefreiung für Beförderungen von Eisen- und Manganerzen im 
j Eisenbahnverkehr 

; Steuerbefreiung für bestimmte Güterbeförderungen im nichtöffent- 
lichen Verkehr auf Schienenbahnen im Bergbau und in Industriean- 
lagen 

Steuererlaß für Beförderungen mit nichtbundeseigenen Eisenbahnen, 
Straßenbahnen und ähnlichen Bahnen 

Steuerermäßigung von 12 auf 6 v. H. des Beförderungspreises für die 
nichtbefreiten Personenbeförderungen mit Straßenbahnen und ähn- 
lichen Bahnen sowie mit Seilschwebebahnen und Sesselliften; von 12 
auf 4 V. H. für Personenbeförderungen im ausschließlichen Arbeit- 
nehmerverkehr mit Kraftomnibussen und Lastkraftwagen, im Ver- 
kehr mit Landkraftposten sowie in Schlafwagen (Bettkartenpreis) 

Steuerermäßigung im Werkfernverkehr mit Kraftfahrzeugen für die 
Beförderung von Milch und Milcherzeugnissen, bestimmten Fischen, 
Garnelen und Miesmuscheln, Obst, Gemüse, Obstsäften, Mineralbrun- 
nen, Schaustellergut, gebrauchten Packmitteln und Paletten sowie für 
Güterbeförderungen im Werkfernverkehr durch Unternehmer in Ber- 
lin (West), dem Zonenrandgebiet und den Frachthilfegebieten 

Steuerbefreiung der Krankenbeförderung mit Kraftfahrzeugen 

Personen- und Güterbeförderungen mit Binnenschiffen (nach § 35 
Abs. 1 UStDB auch von der Umsatzsteuer befreit) 2 ®); Personen- und 
Güterbeförderungen im Luftverkehr (unterliegen im Falle der Entgelt- 
lichkeit der Umsatzsteuer; Ausnahmen vgl. § 18 Abs. 3 UStG); Güter- 
beförderungen in Rohrleitungen (unterliegen im Falle der Entgelt- 
lichkeit der Umsatzsteuer) 


6. Gewerbesteuer 

Steuerfreiheit für Bundespost und Bundesbahn 
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— 

6 

6 

6 
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14 

15 

16 
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58 

26 

30 

+ 4 

13 

14 

15 
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! 
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h Die Angabe der gesetzlichen Grundlage und die Kenn- 
zeichnung der Begünstigung beziehen sich grundsätz- 
lich auf den jeweils letzten Rechtsstand; Rechtsände- 
rungen während der Rechnungsjahre 1963 bis 1965 
sind — irn Interesse einer besseren Lesbarkeit der 
Übersicht — nur erwähnt, soweit sie finanziell von 
besonderem Gewicht sind. 

“) Die Steuerausfälle sind in der Regel für das Rech- 
nungsjahr angegeben, in dem sie entstanden sind, 
nicht für das Rechnungsjahr, in dem sie sich haus- 
haltsmäßig auswirken. Finanzielle Rückwirkungen 
von Steuerausfällen auf andere Steuerarten sind nicht 
berücksichtigt. Die nachgewiesenen Steuerausfälle be- 
ruhen im allgemeinen auf Schätzungen und stellen 
daher nur Größenordnungen dar. — Die hier nach- 
gewiesenen Steuerausfälle sind nicht immer vergleich- 
bar mit den im Finanzbericht 1964 angegebenen Steuer- 
ausfällen für die Rechnungsjahre 1961 bis 1963; 
etwaige Abweichungen erklären sich im allgemeinen 
durch die Verwendung neueren statistischen Mate- 
rials, das eine genauere Schätzung ermöglicht. 

Vorläufige Ergebnisse. 

Genauere Berechnung des Steuerausfalls wegen unzu- 
reichender Schätzungsunterlagen nicht oder nur nach 
weiteren Untersuchungen möglich, nach grober Schät- 
zung jedoch Steuerausfall unter 5 bis 10 Millionen DM. 

Die Steuerbefreiung der Binnenschiffahrt geht zurück 
auf die Bestimmungen der sogenannten „Mannheimer 
Akte". 

-’) Anzumerken ist, daß Bundesbahn und Bundespost an 
Stelle von Gewerbesteuer nach § 24 des Einführungs- 
gesetzes zu den Realsteuergesetzen Verwaltungs- 
kostenzuschüsse an die Betriebsgemeinden leisten. 
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i 

1 

Gesetzliche Grundlage ') 

Kurze Kennzeichnung der Begünstigung ’) 

i 

i 

7. Grundsteuer 

§ 4 Ziff. 1 b GrStG 

Volle Steuerbefreiung des zum Bundeseisenbahnvermögen gehören- 
den Grundbesitzes, der für Verwaltungszwecke der Deutschen Bun- 
desbahn benutzt wird und 50prozentige Steuerbefreiung des Grund- 
besitzes, der für Betriebszwecke der Deutschen Bundesbahn benutzt 
wird 


III. Verkehr (soweit Schätzungen möglich sind) 


IV. Freie Berufe 


1. Einkommensteuer 

§ 18 Abs. 3 EStG 

Freibetrag von 20 000 DM für Veräußerungsgewinne bis 80 000 DM 
(mit Härteklausel) 

§ 18 Abs. 4 EStG 

Freibetrag von 5 v. H. höchstens 1 200 DM für die Angehörigen der 
freien Berufe 2-) 

VO vom 30. Mai 1951 

Ermäßigung der Einkommensteuer für Erfindervergütungen u. ä. auf 
die Hälfte 


2. Umsatzsteuer 

§ 7 a Abs. 2 UStG 

Freibetrag von 20 000 DM für freie Berufe, Handelsvertreter und 
Makler mit einem Umsatz bis 120 000 DM 

§ 53 UStDB 

Vergünstigungen für Werbungsmittler 

IV. Freie Berufe (soweit Schätzungen möglich sind) 


1 

Zusammenstellung 

Summe I: 

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Summe II: 

Gewerbliche Wirtschaft (ohne Verkehr) 

Summe III: 

Verkehr 

Summe IV: 

Freie Berufe 

Summe A: 

Begünstigungen nach Wirtschaftsbereichen (soweit Schätzungen mög- 
lich sind) 


B. Begünstigungen im Wohnungswesen 


1. Einkommensteuer 

§§ 7 b und 54 EStG 

Erhöhte Absetzungen für Wohngebäude ^•^) 

§ 10 Abs. 1 Ziff. 3 EStG 

Steuerliche Begünstigung von Beiträgen an Bausparkassen 

§ 82 a EStDV 

Erhöhte Absetzungen für den Modernisierungsaufwand bei Altbau- 
wohnungen 


2. Körperschaftsteuer 

§ 8 KStDV 

Steuerbefreiung der gemeinnützigen Wohnungs- und Siedlungsunter- 
nehmen 
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1964 

1 1965 

1 1966 3) 

1 1966 X 1965 

in Millionen DM 





620 

1 662 

1 693 

1 + 31 


1 

2 

+ 1 

59 

65 

70 

+ 5 

25 

25 

25 

— 

110 

100 

90 

- 10 

6aj 

6aj 

. 

— 

194 

191 

187 

- 4 

796 

1 015 

1 061 

+ 46 

4 500 

5 043 

5 375 

+ 332 

620 

662 

693 

+ 31 

194 

191 

187 

- 4 

6 110 

6911 

7316 

+ 405 

720 <) 5) 

620 *) «) 

630 4) 5) 

+ 10 

700 

810 

900 

+ 90 

5^) 5) 

5 *) 5) 

5 4) 5) 

— 

45 

45 

45 



’) Die Angabe der gesetzlichen Grundlage und die Kenn- 
zeichnung der Begünstigung beziehen sich grundsätz- 
lich auf den jeweils letzten Rechtsstand; Rechtsände- 
rungen während der Rechnungsjahre 1963 bis 1965 
sind — im Interesse einer besseren Lesbarkeit der 
Übersicht — nur erwähnt, soweit sie finanziell von 
besonderem Gewicht sind. 

Die Steuerausfälle sind in der Regel für das Rech- 
nungsjahr angegeben, in dem sie entstanden sind, 
nicht für das Rechnungsjahr, in dem sie sich haus- 
haltsmäßig auswirken. Finanzielle Rückwirkungen 
von Steuerausfällen auf andere Steuerarten sind nicht 
berücksichtigt. Die nachgewiesenen Steuerausfälle be- 
ruhen im allgemeinen auf Schätzungen und stellen 
daher nur Größenordnungen dar. — • Die hier nach- 
gewiesenen Steuerausfälle sind nicht immer vergleich- 
bar mit den im Finanzbericht 1964 angegebenen Steuer- 
ausfällen für die Rechnungsjahre 1961 bis 1963; 
etwaige Abweichungen erklären sich im allgemeinen 
durch die Verwendung neueren statistischen Mate- 
rials, das eine genauere Schätzung ermöglicht. 

'*) Vorläufige Ergebnisse. 

') Vorwegnahme von Abschreibungen, kein endgültiger 
Steuerausfall. 

'*) Einschließlich der Ausfälle bei der Körperschaft- so- 
wie — gegebenenfalls — bei der Gewerbesteuer. 

Genauere Berechnung des Steuerausfalls wegen unzu- 
reichender Schätzungsunterlagen nicht oder nur nach 
weiteren Untersuchungen möglich, nach grober Schät- 
zung jedoch Steuerausfall unter 5 bis 10 Millionen DM. 

Auf eine Bezifferung der Auswirkungen dieser Steuer- 
befreiung wird verzichtet, da über die Verwendung 
des Gewinns von Bundesbahn und Bundespost ohne- 
hin nur im Einvernehmen mit der Bundesregierung 
entschieden wird, überdies ist darauf hinzuweisen, 
daß die Bundespost 6-/3 v. H. der jährlichen Betriebs- 
einnahmen an den Bund abzuliefern hat. Die Bundes- 
bahn ist schon seit Jahren ohne Gewinn. 

Dieser Freibetrag wird zur Abgeltung von Aufwen- 
dungen gewährt, deren Nachweis im einzelnen den 
Angehörigen der freien Berufe nicht möglich ist. 

Nach dem Steueränderungsgesetz 1960 können die 
zulässigen erhöhten Absetzungen für Gebäude, Zu- 
bauten, Ausbauten und Umbauten, bei denen der An- 
trag auf Baugenehmigung nach dem 8, März 1960 ge- 
stellt worden ist, statt mit 2 X 10 und 10X3 v. H. 
künftig mit 2 X 7,5 v. H. und 8 X 4 v. H. in Anspruch 
genommen werden. Nach § 54 EStG sind diese er- 
höhten Abschreibungen, soweit der Antrag auf Bau- 
genehmigung nach dem 9. Oktober 1962 und vor dem 
1. Januar 1965 gestellt worden ist, nur noch zulässig 
für Eigenheime, Eigensiedlungen und eigengenutzte 
Eigentumswohnungen. Nach § 7 b EStG in der Fas- 
sung des Gesetzes vom 16. Juni 1964 können für Ein- 
und Zweifamilienhäuser, bei denen der Antrag auf 
Baugenehmigung nach dem 31. Dezember 1964 ge- 
stellt worden ist, in den ersten acht Jahren jeweils 
bis zu 5 V. H. abgesetzt werden. Die erhöhten Abset- 
zungen sind bei Einfamilienhäusern auf Anschaffungs- 
kosten oder Herstellungskosten von 150 000 DM, bei 
Zweifamilienhäusern auf 200 000 DM begrenzt. Sie 
können nur für ein Objekt — bei Ehegatten für zwei 
Objekte — in Anspruch genommen werden. Die Ver- 
minderung des Steuerausfalls von 1964 auf 1965 er- 
klärt sich durch Gegenrechnung mit der ab 1. Januar 
1965 wesentlich erhöhten Normal-AfA. 
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Gesetzliche Grundlage h 

Kurze Kennzeichnung der Begünstigung 0 


3. Umsatzsteuer 

§ 4 Ziff. 27 UStG 
i. V. mit § 49 UStDB 

Steuerfreiheit der Siedlungsumsätze und der Leistungen von Woh- 
nungseigentümergemeinsdiaften 


4. Gewerbesteuer 

§ 3 Ziff. 6 GewStG 
i. V. mit § 12 GewStDV 

Steuerbefreiung der gemeinnützigen Wohnungs- und Siedlungsunter- 
nehmen 

§ 9 Ziff. 1 Satz 2 GewStG 

Begünstigung des Gewerbeertrags aus der Verwaltung und Nutzung 
von Grundbesitz usw. bei Grundstücksunternehmen 


5. Grundsteuer 


Nach § 7 des Ersten und nach § 92 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 
wird für neugeschaffene Wohnungen, die eine bestimmte Wohnflä- 
chengrenze nicht überschreiten, eine Grundsteuerbefreiung gewährt 


6. Grunderwerbsteuer 


Auf dem Gebiet der Grunderwerbsteuer gibt es eine große Anzahl 
von landesrechtlichen Befreiungsvorschriften, insbesondere zur För- 
derung des Wiederaufbaus der Städte, des sozialen Wohnungsbaus, 
der Vertriebenen, Flüchtlinge und der Landwirtschaft 

Summe B: 

Begünstigungen im Wohnungswesen (soweit Schätzungen möglich 
sind) 


C, Sonstige Begünstigungen 


1. Einkommensteuer 

§ 3 Ziff. 1 ff. EStG 

Steuerfreiheit aus sozialen und ähnlichen Gründen (wie z. B. für be- 
stimmte Leistungen aus der Sozialversicherung, für bestimmte Abfin- 
dungen usw. wegen Entlassung aus einem Dienstverhältnis, für Hei- 
ratsbeihilfen) 

§ 3 Ziff. 17 EStG 

Weihnachtsfreibetrag für Arbeitnehmer 

§ 3 a EStG 

Steuerbefreiung bestimmter Zinsen (Kapitalmarktförderung) 

§ 10 a EStG 

Steuerbegünstigung des nicht entnommenen Gewinns bei Vertriebe- 
nen, Flüchtlingen und Verfolgten 

§ 10 b EStG 

Steuerbegünstigung von Spenden zur Förderung mildtätiger, kirch- 
licher, religiöser, wissenschaftlicher und staatspolitischer Zwecke und 
der als besonders förderungswürdig anerkannten gemeinnützigen 
Zwecke 

§ 19 Abs. 2 EStG 

Arbeitnehmerfreibetrag von 240 DM 

§ 34 a EStG 

Steuerbefreiung der gesetzlichen oder tariflichen Zuschläge für Sonn- 
tags-, Feiertags- und Nachtarbeit, wenn der Arbeitslohn 24 000 DM 
(vor dem 1. Januar 1965 15 000 DM) im Kalenderjahr nicht übersteigt 

§ 34 c Abs. 3 EStG, 

§ 19 a Abs. 1 KStG 

Erlaß oder Pauschalierung der Einkommen- und Körperschaftsteuer 
bei bestimmten ausländischen Einkünften 

§ 46 a EStG 

Abgeltung der Einkommensteuer für bestimmte Kapitalerträge durch 
Steuerabzug von 30 v. H 

§ 65 EStDV 

Pauschbeträge für Körperbeschädigte 
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1964 1 

1965 1 

1966 3) 1 

1966 X 1965 

in Millionen DM 

64 

72 

80 

+ 8 

0 

0 

0 



6aj 

. 

6aj 


525 

560 

590 

+ 30 

.Ob) 

. 

.Ob) 


2 059 

2 112 

2 250 

+ 138 

. 

i 

. 

i 

. 


380 

360 

370 

o 

1 

+ 

200 ö) 

200 5) 

200 5) 

— 

40 

40 

40 

— 

70 

75 

80 

+ 5 

— 

820 

840 

+ 20 

65 

75 

80 

+ 5 

. 

. 

6aj 

— 

6 

4 

3 

- 1 

195 

240 

240 

— 


Die Angabe der gesetzlichen Grundlage und die Kenn- 
zeichnung der Begünstigung beziehen sich grundsätz- 
lich auf den jeweils letzten Rechtsstand; Rechtsände- 
rungen während der Rechnungsjahre 1963 bis 1965 
sind — im Interesse einer besseren Lesbarkeit der 
Übersicht — nur erwähnt, soweit sie finanziell von 
besonderem Gewicht sind. 

2) Die Steuerausfälle sind in der Regel für das Rech- 
nungsjahr angegeben, in dem sie entstanden sind, 
nicht für das Rechnungsjahr, in dem sie sich haus- 
haltsmäßig auswirken. Finanzielle Rückwirkungen 
von Steuerausfällen auf andere Steuerarten sind nicht 
berücksichtigt. Die nachgewiesenen Steuerausfälle be- 
ruhen im allgemeinen auf Schätzungen und stellen 
daher nur Größenordnungen dar. — Die hier nach- 
gewiesenen Steuerausfäile sind nicht immer vergleich- 
bar mit den im Finanzbericht 1964 angegebenen Steuer- 
ausfällen für die Rechnungsjahre 1961 bis 1963; 
etwaige Abweichungen erklären sich im allgemeinen 
durch die Verwendung neueren statistischen Mate- 
rials, das eine genauere Sdiätzung ermöglicht. 

Vorläufige Ergebnisse. 

Einschließlich der Ausfälle bei der Körperschaft- so- 
wie — gegebenenfalls — bei der Gewerbesteuer. 

Genauere Berechnung des Steuerausfalls wegen unzu- 
reichender Schätzungsunterlagen nicht oder nur nach 
weiteren Untersuchungen möglich, nach grober Schät- 
zung jedoch Steuerausfall unter 5 bis 10 Millionen DM. 

®t>) Bezifferung des Steuerausfalls mit besonderen Schwie- 
rigkeiten verbunden und nicht oder nur nach weiteren 
Untersuchungen möglich. 
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Kurze Kennzeichnung der Begünstigung’) 


§ 75 EStDV 


Bewertungsfreiheit für abnutzbare Anlagegüter privater Krankenan- 
stalten 


§§21 und 26 BHG 1964 


Steuerpräferenzen für Berlin (West) 


§§28 und 29 BHG 1964 


Zulage an Arbeitnehmer in Berlin (West) 


Gesetz zur Förderung 
der Vermögensbildung 
der Arbeitnehmer 
vom 12. Juli 1961 


§ 12 11. VermBG vom 1. Juli 1965 


§§ 7, 12 Abs. 3 und § 40 

Schutzbaugesetz 

vom 9. September 1965 


Soweit die vermögenswirksamen Leistungen bei dem einzelnen Arbeit- 
nehmer 312 DM jährlich nicht übersteigen, kann die Lohnsteuer von 
der Gesamtsumme der Zuwendungen pauschal mit 8 v. H. zu Lasten 
des Arbeitgebers erhoben werden 

ab April 1965: 

Steuerbefreiung vermögenswirksamer Leistungen, soweit diese beim 
einzelnen Arbeitnehmer 312 DM (468 DM bei mindestens 3 Kindern) 
im Kalenderjahr nicht übersteigen 

Sonderabschreibungen für Schutzräume sowie Anerkennung bestimm- 
ter Aufwendungen für Hausschutzräume in bestehenden Gebäuden 
als Betriebsausgaben oder Werbungskosten 


§ 4 Abs. 1 Ziff. 2, 3 und 5 bis 10 
KStG 

§ 8 KStG 


2. Körperschaftsteuer 

Persönliche Steuerbefreiung bestimmter Institutionen, die dem öffent- 
lichen Interesse dienen 

Sachlich eingeschränkte Steuerpflicht bei politischen Parteien und po- 
litischen Vereinen 


§ 1 1 Ziff. 5 KStG 


§ 13 aKapStDV 


§ 12 KStDV 
§ 35 KStDV 


Steuerfreiheit der Spenden zur Förderung mildtätiger, kirchlicher, 
religiöser, wissenschaftlicher und staatspolitischer Zwecke und der als 
besonders förderungswürdig anerkannten gemeinnützigen Zwecke . . 

Erstattung der Kapitalertragsteuer an Körperschaften, Personenver- 
einigungen oder Vermögensmassen im Sinn des § 4 Abs. 1 Ziff. 6 
KStG (gemeinnützige usw. Körperschaften) 

Steuerbefreiung kleinerer Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit 

Abzugsfähigkeit von Warenrückvergütungen bei Genossenschaften 


3. Vermögensteuer 

§ 3 Abs. 1 Ziff. 1 bis 3, 6, 8 und 10 Steuerbefreiung bestimmter Institutionen, die dem öffentlichen Inter- 
VStG esse dienen 

Bei der Vermögensteuer bleiben weiter eine Reihe von Wirtschafts- 
gütern vorwiegend aus sozialen Gründen vermögensteuerfrei (§ 110 
Ziff. 6 und 12, § 111 Ziff. 1 bis 10, §§ 115, 116 BewG 1965). Zur Ver- 
meidung einer Doppelbesteuerung wird eine vermögensteuerliche 
Vergünstigung für Schachtelgesellschaften gewährt (§ 102 BewG 1965) 


4. Erbschaftsteuer 

Das Erbschaftsteuergesetz enthält in den §§ 16 bis 21 eine große An- 
zahl von Befreiungen und Ermäßigungen, die in erster Linie familien- 
und sozialpolitisch sowie kulturpolitisch begründet sind und mithin 
das Wohl der Volksgemeinschaft schlechthin und unmittelbar fördern. 
Des weiteren ist noch auf die Vorschrift des § 6 hinzuweisen, die den 
Erwerb durch den Ehegatten insoweit befreit, als er Zugewinnaus- 
gleich darstellt, sowie auf die Vorschrift des § 9, die in bestimmtem 
Umfang zur Beseitigung bzw. Milderung der Doppelbesteuerung eine 
Anrechnung ausländischer Erbschaftsteuer vorschreibt 
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Steuerausfall im Rechnungsjahr^) 

1964 I 1965 I 1966 3) | 1966 X 1965 


in Millionen DM 


5^)^) 

6^) ^) 

6 ^) 


440 

460 

500 

+ 40 

CO 

o 

o 

310^^) 

320 1^’) 

X 10 

12 

— 

— 

— 

— 

140 

230 

X 90 

— 



— 


i 

. ®^^) 

— 

6aj 

. ®^) 1 

6n^ 

— 

65 

70 

75 

X 5 

27 

29 

30 

X 1 

. 

6a) 

Ga) 

— 

6aj 

6a) 

6a) 

— 

. 6b) 

. 


— 



. ®^) 

— 


Gb) 

. ®^) 



’) Die Angabe der gesetzlichen Grundlage und die Kenn- 
zeichnung der Begünstigung beziehen sich grundsätz- 
lich auf den jeweils letzten Rechtsstand; Rechtsände- 
rungen während der Rechnungsjahre 1963 bis 1965 
sind - — im Interesse einer besseren Lesbarkeit der 
Übersicht — nur erwähnt, soweit sie finanziell von 
besonderem Gewicht sind. 

“) Die Steuerausfälle sind in der Regel für das Rech- 
nungsjahr angegeben, in dem sie entstanden sind, 
nicht für das Rechnungsjahr, in dem sie sich haus- 
haltsmäßig auswirken. Finanzielle Rückwirkungen 
von Steuerausfällen auf andere Steuerarten sind nicht 
berücksichtigt. Die nachgewiesenen Steuerausfälle be- 
ruhen im allgemeinen auf Schätzungen und stellen 
daher nur Größenordnungen dar. — Die hier nach- 
gewiesenen Steuerausfälle sind nicht immer vergleich- 
bar mit den im Finanzbericht 1964 angegebenen Steuer- 
ausfällen für die Rechnungsjahre 1961 bis 1963; 
etwaige Abweichungen erklären sich im allgemeinen 
durch die Verwendung neueren statistischen Mate- 
rials, das eine genauere Schätzung ermöglicht. 

3) Vorläufige Ergebnisse. 

^) Vorwegnahme von Abschreibungen, kein endgültiger 
Steuerausfall. 

3) Einschließlich der Ausfälle bei der Körperschaft- so- 
wie — gegebenenfalls — bei der Gewerbesteuer. 

‘'»=1) Genauere Berechnung des Steuerausfalls wegen unzu- 
reichender Schätzungsunterlagen nicht oder nur nach 
weiteren Untersuchungen möglich, nach grober Schät- 
zung jedoch Steuerausfall unter 5 bis 10 Millionen DM. 

^i‘) Bezifferung des Steuerausfalls mit besonderen Schwie- 
rigkeiten verbunden und nicht oder nur nach weiteren 
Untersuchungen möglich. 

*3) Es handelt sich hier nicht um eine Begünstigung im 
Rahmen des Steuerrechts, sondern um eine Verrech- 
nung zu Lasten des Steueraufkommens. Es ist jedoch 
darauf verzichtet worden, hierfür eine Sondergruppe 
zu bilden. 

"") Ohne Dienstfahrzeuge der Bundeswehr und des Bun- 
desgrenzschutzes sowie ohne — unter A I 6 nachge- 
wiesene — zulassungsfreie Fahrzeuge. 
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Gesetzliche Grundlage 


Kurze Kennzeichnung der Begünstigung 


§ 3 Abs. 4 Nr. 2 KVStG 
§ 7 Abs. 1 Nr. 1 KVStG 
§ 7 Abs. 1 Nr. 3 KVStG 


5. Kapitalverkehrsteuer 

Gesellschaftsteuer 

Steuerbefreiung der Kredite aus öffentlichen Kredit- und Bürgschafts- 
programmen 

Steuerbefreiung für Kapitalgesellschaften, die gemeinnützigen oder 
mildtätigen Zwecken dienen 

Steuerbefreiung für die Vermögensverwaltungsgesellschaften der 
nicht rechtsfähigen Berufsverbände 


6. Kraftfahrzeugsteuer 

Das Kraftfahrzeugsteuergesetz sieht u. a. Steuerbefreiung oder 
Steuererlaß für folgende Fahrzeuge vor: Sämtliche zulassungsfreien 
Fahrzeuge (§ 2 Nr. 1); Dienstfahrzeuge der Bundeswehr, des Bundes- 
grenzschutzes, der Polizei und des Zollgrenzdienstes (§ 2 Nr. 2); 
Wegebaufahrzeuge der Gebietskörperschaften (§ 2 Nr. 3); Straßen- 
reinigungs-, Müll- und Fäkalienfahrzeuge (§ 2 Nr, 3 a); Feuerwehr-, 
Katastrophenschutz-, Luftschutz- und Krankenfahrzeuge (§ 2 Nr. 4); 
Schausteller-Zugmaschinen (§ 2 Nr. 7); Personenkraftfahrzeuge Kör- 
perbehinderter (§ 3) 


§ 4 Nr. 2 VersStG 

§ 4 Nr. 3, 4, 6 und 7 VersStG 
§ 4 Nr. 5 VersStG 


7. Versicherungsteuer 

Steuerbefreiung für Versicherungen bei Vereinigungen öffentlich- 
rechtlicher Körperschaften zum Ausgleich der Aufwendungen für 
Ruhegehalts- und Hinterbliebenenversorgung 

Steuerbefreiung für die Sozialversicherung und ähnliche Versicherun- 
gen 

Steuerbefreiung für Lebens-, Kranken-, Invaliditäts-, Alters- und be- 
sondere Notfallversicherungen 


§18 RennwLottG 


8. Rennwett- und Lotteriesteuer 

Steuerbefreiungen von Lotterien und Ausspielungen zu ausschließlich 
gemeinnützigen, mildtätigen und kirchlichen Zwecken mit einem Ge- 
samtpreis der Lose bis zu 12 000 DM, in allen anderen Fällen bis zu 
60 DM, und bei Ausspielungen, die nicht von Gewerbetreibenden 
oder Reisegewerbetreibenden im Sinne des Gewerberechts veranstal- 
tet werden, bis zu 1 200 DM 


§ 4 Ziff, 10 UStG 
§ 4 Ziff. 1 1 UStG 


§ 4 Ziff. 12 bis 16, 18, 23 und 24 
UStG, 

§ 50 c UStDB 
§ 4 Ziff. 22 UStG 
§ 7 Abs. 2 Ziff. 1 UStG 


9. Umsatzsteuer 

Befreiung der Vermietung und Verpachtung von Grundstücken . . . . 

Befreiung der ärztlichen und ähnlichen Hilfeleistungen, der Umsätze 
von Arznei-, Heil- und Hilfsmitteln, soweit Entgelte dafür von den 
reichsgesetzlichen Versicherungsträgern gezahlt werden 

Steuerbefreiung bestimmter Leistungen, die sozialen, kulturellen, 
pädagogischen oder ähnlichen Zwecken dienen 


Befreiung der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 

Ermäßigter Steuersatz von 3 v. H. für Nahrungsfette und Zucker . . , . 
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Steuerausfall im Rechnungsjahr 2) 

1964 I 1965 I 1966 3 ) | 1966X1965 


in Millionen DM 


. 

6a) 

6a) 


. 

6 a) 

. 6^) 

— 

6a) 

, 

6 a) 


90 25) 1 

105 25) 

120 25) 

+ 15 

5 

5 

5 




, 6b) 

6b) 

— 

. 

, 6b) 

. 6^) 


. 6a) 

6 a) 

, 6^) 

— 

120 26) 

130 -«) 

140 26) 

+ 10 

220 

240 

250 

+ 10 

160 

170 

180 

+ 10 

37 

42 

47 

+ 5 

90 

100 

110 

+ 10 


Die Angabe der gesetzlichen Grundlage und die Kenn- 
zeichnung der Begünstigung beziehen sich grundsätz- 
lich auf den jeweils letzten Rechtsstand; Rechtsände- 
rungen während der Rechnungsjahre 1963 bis 1965 
sind — im Interesse einer besseren Lesbarkeit der 
Übersicht — nur erwähnt, soweit sie finanziell von 
besonderem Gewicht sind. 

Die Steuerausfälle sind in der Regel für das Rech- 
nungsjahr angegeben, in dem sie entstanden sind, 
nicht für das Rechnungsjahr, in dem sie sich haus- 
haltsmäßig auswirken. Finanzielle Rückwirkungen 
von Steuerausfällen auf andere Steuerarten sind nicht 
berücksichtigt. Die nachgewiesenen Steuerausfälle be- 
ruhen im allgemeinen auf Schätzungen und stellen 
daher nur Größenordnungen dar. — Die hier nach- 
gewiesenen Steuerausfälle sind nicht immer vergleich- 
bar mit den im Finanzbericht 1964 angegebenen Steuer- 
ausfällen für die Rechnungsjahre 1961 bis 1963; 
etwaige Abweichungen erklären sich im allgemeinen 
durch die Verwendung neueren statistisdien Mate- 
rials, das eine genauere Schätzung ermöglicht. 

3) Vorläufige Ergebnisse. 

®a) Genauere Berechnung des Steuerausfalls wegen unzu- 
reichender Schätzungsunterlagen nicht oder nur nach 
weiteren Untersuchungen möglich, nach grober Schät- 
zung jedoch Steuerausfall unter 5 bis 10 Millionen DM. 

Bezifferung des Steuerausfalls mit besonderen Schwie- 
rigkeiten verbunden und nicht oder nur nach weiteren 
Untersuchungen möglich. 

2^) Ohne Dienstfahrzeuge der Bundeswehr und des Bun- 
desgrenzschutzes sowie ohne — unter A I 6 nach- 
gewiesene — zulassungsfreie Fahrzeuge. 

Nachgewiesen nur soweit statistisch erfaßbar. 
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Gesetzliche Grundlage^) Kurze Kennzeichnung der Begünstigung^) 


§ 7 Abs. 2 Ziff. 2 b UStG j Ermäßigter Steuersatz von 1,5 v. H. für Getreide, Mehl und Back- 
waren, Schälmühlenerzeugnisse, Grieß, Teigwaren und Reis 

§ 38 a UStDB Steuerfreiheit der Beherbergung, Beköstigung und üblichen Natural- 
leistungen im Rahmen der Schwesterngestellung 

§ 50 d UStDB Steuerfreiheit der Vergütungen für ehrenamtliche Tätigkeit 

§ 50 f UStDB Steuerfreiheit der Lieferungen von Blutkonserven 

10. Lastenausgleichsabgaben 

Bei der im wesentlichen abgeschlossenen Veranlagung zu den Lasten- 
ausgleichsabgaben sind eine große Zahl von Befreiungs- und Ver- 
günstigungsvorschriften angewandt worden. (Für die Vermögens- 
abgabe die §§ 18, 19, 24 bis 26, 29, 39 bis 47 b, 56, 56 a, 57, 88 LAG, 
für die Hypothekengewinnabgabe die §§ 97, 100, 101, 103, 136, 144 bis 
146 a LAG, für die Kreditgewinnabgabe die §§ 161 und 167 LAG.) . . 

Bei der Erhebung der laufenden Leistungen kommen gleichfalls eine 
Reihe von Vergünstigungen in Betracht; u. a. wird die Vermögens- 
abgabe bei Alter oder Erwerbsunfähigkeit (§ 54 LAG) sowie bei 
Unterstützung durch die Fürsorge (§ 55 LAG) erlassen, bei der Ver- 
äußerung oder langfristigen Verpachtung landwirtschaftlicher oder 
gewerblicher Betriebe an Vertriebene und Sowjetzonenflüchtlinge 
werden die Vierteljahresbeträge nicht erhoben (§§ 36 bis 56 BVFG 
und § 202 LAG in Verbindung mit der 13. Abgaben-DV-LAG). Ferner 
sind bei der Vermögensabgabe Vergünstigungen für Sowjetzonen- 
flüchtlinge (§ 55 a LAG) und wegen Kriegsschäden an Wohngebäuden 
in besonderen Härtefällen (§ 55 b LAG) sowie unter bestimmten Vor- 
aussetzungen die Herabsetzung der Vierteljahresbeträge bei zusam- 
menveranlagten Ehegatten ab 1. April 1961 bestimmt (§ 55 c LAG). 
Bei der Hypothekengewinnabgabe können fällige Abgabeleistungen 
wegen ungünstiger Ertragslage des belasteten Grundstücks und wegen 
wirtschaftlicher Bedrängnis des Abgabeschuldners erlassen werden; 
dies gilt auch bei Grundstücken, die mildtätigen Zwecken dienen 
(§§ 99, 129, 131 und 132 LAG) 

11. Gewerbesteuer 

§ 3 Ziff. 2, 3 und 5 bis 11 GewStG Steuerbefreiung bestimmter Institutionen, die dem öffentlichen Inter- 
esse dienen 

§ 8 Ziff. 9 und § 9 Ziff. 5 GewStG Steuerfreiheit für Spenden für wissenschaftliche Zwecke 

12. Grundsteuer 

Das Grundsteuergesetz enthält in den §§ 4 bis 6 und 30 eine Anzahl 
von Steuerbefreiungen. U. a. ist aller Grundbesitz, der im Rahmen 
der öffentlichen Aufgaben (Wissenschaft, Erziehung, Gesundheits- 
wesen, Verkehr, Sport u. a. m.) benutzt wird, steuerfrei 

Summe C: Sonstige Begünstigungen (soweit Schätzungen möglich sind) 

Gesamtsumme Unsichtbare Begünstigungen im Rahmen des Steuerrechts insgesamt 

A + B + C: (soweit Schätzungen möglich sind) 
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Steuerausfall im Rechnungsjahr^) 

1964 I 1965 I 19663) | 1966 X 1965 


in Millionen DM 


265 

280 

295 

+ 15 

6a^ 


6a^ 

— 

6a^ 

. 

6aj 

— 

6a^ 

6a^ 

6aj 


. ®^) 

. 

. 6b) 

— 

. ®^) 

fSbj 

(ibj 


. ®^) 

. ®^) 

. ^^) 


10 

11 

12 

+ 1 

. 

6b) 

. ®^) 



2 802 

1 3 912 

CO 

1 +261 

10 971 

12 935 

13 739 

+ 804 


Die Angabe der gesetzlichen Grundlage und die Kenn- 
zeichnung der Begünstigung beziehen sich grundsätz- 
lich auf den jeweils letzten Rechtsstand; Rechtsände- 
rungen wählend der Rechnungsjahre 1963 — 1965 sind 
— im Interesse einer besseren Lesbarkeit der Über- 
sicht — nur erwähnt, soweit sie finanziell von beson- 
derem Gewicht sind. 

-) Die Steuerausfälle sind in der Regel für das Rech- 
nungsjahr angegeben, in dem sie entstanden sind, 
nicht für das Rechnungsjahr, in dem sie sich haus- 
haltsmäßig auswirken. Finanzielle Rückwirkungen 
von Steuerausfällen auf andere Steuerarten sind nicht 
berücksichtigt. Die nachgewiesenen Steuerausfälle be- 
ruhen im allgemeinen auf Schätzungen und stellen 
daher nur Größenordnungen dar. — Die hier nach- 
gewiesenen Steuerausfälle sind nicht immer vergleich- 
bar mit den im Finanzbericht 1964 angegebenen Steuer- 
aiisfällen für die Rechnungsjahre 1961 — 1963; etwaige 
Abweichungen erklären sich im allgemeinen durch die 
Verwendung neueren statistischen Materials, das eine 
genauere Schätzung ermöglicht. 

3) vorläufige Ergebnisse. 

3^‘) Genauere Berechnung des Steuerausfalls wegen unzu- 
reichender Schätzungsunterlagen nicht oder nur nach 
weiteren Untersuchungen möglich, nach grober Schät- 
zung jedoch Steuerausfall unter 5 bis 10 Millionen DM. 

Bezifferung des Steuerausfalls mit besonderen Schwie- 
rigkeiten verbunden und nicht oder nur nach weiteren 
Untersuchungen möglich. 
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Anlage 3 


Zinszuschüsse des Bundes und deren Auswirkung auf die Neuaufnahme 

von Kreditmarktmitteln 

Zusammenfassende Übersicht 


Aufgabenbereich 

Zinszuschüss 

Soll 

e insgesamt 

davon: 

für Neuaufnahme 
von Krediten 
nach dem Soll 

Zinsver- 

billigungs- 

satz 

Zinsverbilligtes 

Kreditvolumen 

1964 

1965 

1966 

1964 

1965 

1966 

1964 

1965 

1966 


Millionen DM 

V. H. 

Millionen DM 

1. 

Ernährung, Land- und 












Forstwirtschaft 

301,1 

377,8 

401,7 

74,1 

74,7 

58,2 

3,5 bis 6 

2 086 

2 103 

1 433 

2. 

Wohnungsbau 

97,0 

148,2 

229,1 

35,4 

39,5 

27,9 

1,5 bis 6 

818 

1 049 

749 

3. 

Verkehr 

18,0 

22,9 

1,7 

— 

— 

— 

3 

— 

— 

— 

4. 

Verteidigung 

15,5 

19,0 

18,6 

10,0 

3,5 

3,6 

bis 7,5 

154 

54 

48 

5. 

Sonstige 

23,0 

29,8 

27,6 

2,1 

0,3 

5,5 

3 bis 7 

67 

9 

184 



454,6 

597,7 

678,7 

121,6 

118,0 

95,2 


3 061 

3214 

2 414 


1) Einschließlich Bindungsermächtigungen 

2) Das Kreditvolumen wurde ermittelt, indem der Zinszuschuß dem Zinsverbilligungssatz entsprechend auf 100 hoch- 
gerechnet wurde. 
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Anlage 4 


Zinszuschüsse des Bundes und deren Auswirkung auf die Neuaufnahme 

von Kapitalmarktmitteln 

Einzelübersicht 




Zinszuschüsse nach dem 
Bundeshaushaltsplan 

Einzelplan 

Kapitel 

Titel 


Soll 

1964 

Verwendungszweck 

insgesamt 

davon: 
für Neu- 
aufnahme 
von 

Krediten 



Millionen DM 

10 02/aus 571 b 

1 . Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Kapitalmarktdarlehen für die ländliche Siedlung 

10,3 


10 02/673 

a) und c) 

Vordringliche agrar- und ernährungspolitische Maßnah- 
nahmen 

Deckung bereits eingegangener Verpflichtungen 

186,0 


b) 

Zinsverbilligungsaktion 1964 bzw. 1965, 1966 

64,5 ») 

64,5 

d) 

Kapitaldienst für Kapitalmarktmittel 

36,2 

9,2 

e) 

Fischerei 

4,1 

0,4 

f) 

Bisher nicht verbilligte langfristige Verbindlichkeiten , . 

— 

— 


Epl. 10 zusammen . . . 

301,1 

74,1 

25 02/580 

2. Wohnungswesen 

Sozialer Wohnungsbau in den Ländern (o. Saarland) .... 


12,0 

/581 b 

Sozialer Wohnungsbau Saarland 

— 

0,3 

/582 b 

Wohnungsbau für Zonenflüchtlinge 

10,0 

3,8 

/585 b 

Förderung des Wohnungsbaues in den Ländern 

— 

— 

/603 

Finanzierung von gewerblichen Räumen bei Baumaßnah- 
men des sozialen Wohnungsbaues 



< 

/606 

„Junge Familie“ und „Besser und schöner wohnen“ .... 

50,0 

6,0 

/609 

Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen an 
Wohngebäuden 

29,7 

10,0 

/611 

Baulandbeschaffung und -erschließung 

6,2 

1,6 

/616 

An Deutsche Bau- und Bodenbank AG 

0,6 

0,5 

/830 b 

Wohnungsfürsorge für Verwaltungsangehörige des Bun- 
des 

0,5 

0,8 


Epl. 25 zusammen . . . 

97,0 

35,4 

12 02/950 

3. Verkehrswesen 

Wiederaufbau der Handelsflotte 

4,0 


/951 

Zinsbeihilfen für private Schiffbaudarlehen 

14,0 

— 


Epl. 12 zusammen . . . 

18,0 

— 
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^inszuschüsse nach dem Bundeshaushaltsplan 


Zinsverbilligtes Kreditvoluinen 
nach dem Soll 0 

Soll 

1965 

Soll 

1966 

Zinsver- 




insgesamt 

davon: 
für Neu- 
aufnahme 
von 

Krediten 

insgesamt 

davon: 
für Neu- 
aufnahme 
von 

Krediten 2) 

billigungs- 

satz 

1964 

1965 

1966 

Millionen DM 

V. H. 

Millionen DM 

8,7 

— 

11,8 

3,4 

4 bis 6 

i 

! 


— 

57 

207,1 



263,1 


3,5 




62,0^) 

62,0 

52,03) 

52,0 

3,5 bis 4 

1 843 

1 771 

1 300 

46,0 

11,0 

56,5 

2,0 

4 

230 

275 

50 

4,0 

1,7 

4,0 

0,8 

3 

13 

57 

26 

50,0 

— 

14,3 

~ i 

i 

~ 


— 

377,8 

74,7 

401,7 

58,2 

i 

2 086 

2 103 

1 433 


36,2 

6,5 

99,5 

— 

6 

200 

108 

— 

0,2 

0,2 

2,2 

— 

6 

5 

3 

— 

16,3 

4,2 

18,0 

— 

6 

63 

70 

— 

— 

— 

— 

4,0 

4 

— 

— 

100 

— 

— 

1,0 

— 

2 und 6 

— 





50,0 

6,4 

45,2 

10,0 

6 

100 

107 

167 

35,0 

18,0 

50,8 

9,0 

3 

333 

600 

300 

8,9 

2,8 

8,4 

3,5 

2,5 

64 

112 

140 

0,2 

0,5 

0,7 

0,8 

2; 2,5 

33 

33 

32 

1,4 

0,9 

3,3 

0,6 

6 

20 

15 

10 

148,2 

39,5 

229,1 

27,9 

• 

818 

1 049 

749 

2,9 


1,7 


3 

1 




20,0 

— 

— 

— 

3 

— 

— 

— 

22,9 

— 

1 

i 1.7 

— 


— 

— 

— 
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Zinszuschüsse nach dem 
Bundeshaushaltsplan 

Einzelplan 

Kapitel 

Titel 


Soll 

1964 

Verwendungszweck 

insgesamt 

davon: 
für Neu- 
aufnahme 
von 

Krediten 2) 



Millionen DM 

14 12/aus 570 a 

4. Verteidigung 

Aufschließungsmaßnahmen und Folgeeinrichtungen .... 

4,0 


/830 

Unterbringung von Angehörigen der Bundeswehr 

11,5 

10,0 


Epl. 14 zusammen . . . 

15,5 

10,0 

09 02/954 

5. Sonstige 

Umschuldung von Krediten von Vertriebenen- und Flücht- 
lingsbetrieben 

0,6 


/957 

Umschuldung von Krediten von Kriegsgeschädigten-Be- 
trieben 

0,4 

— 

/971 

Kredithilfe für die Werftindustrie 

— 

— 

] 1 02/660 

Gründung und Festigung einer selbständigen freiberuf- 
lichen Existenz 

1,1 

0,3 

23 02/570 

Kapitalhilfe an Entwicklungsländer 

15,0 

— 

/643 

Zinsvergünstigungen für Darlehen an Griechenland .... 

0,4 

— 

26 02/608 

Vertriebene und geflüchtete Müller 

0,2 

0,2 

31 03/640 

Kernforschungszentrum Karlsruhe 

0,3 

— 

60 02/571 

Rationalisierungsdarlehen — Steigerung der Wirtschafts- 
kraft 

5,0 

1,6 


Sonstige Epl. zusammen . . . 

23,0 

2,1 


6. Insgesamt 

454,6 

121,6 


1) Das Kreditvolumen wurde ermittelt, indem der Zinszusdiuß dem Zinsverbilligungssatz entsprechend auf 100 hoch- 
gerechnet wurde. 

2) Einschließlich Bindungsermächtigungen 

Bewilligungsrahmen; kassenmäßiger Zuschußbedarf 1964 = 19; 1965 = 17 und 1966 = 13 Millionen DM. 

Nicht feststellbar 
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Zinszuschüsse nach dem Bundeshaushaltspian 


Zinsverbilligtes Kreditvolumen 
nach dem Soll 

Soll 

1965 

Soll 

1966 

Zinsver- 





davon: 


davon: 

billigungs- 



j 


für Neu- 


für Neu- 

satz 




insgesamt 

aufnahme 

insgesamt 

aufnahme 


1964 

1965 

1966 


von 


von 






Krediten 


Krediten 





Millionen DM 

V. H. 

Millionen DM 

4,0 

15,0 

3,5 

18,6 

3,6 

6.5 

7.5 

154 

54 

48 

19,0 

3,5 

18,6 

3,6 


154 

54 

48 

0,5 

— ' 

0,4 

— . 

4 

— 

— 

— 

0,3 

— 

0,3 

— 

4 

__ 

— 

— 

— 

— 

1,9 

— 

' — 

— 

— 

— 

1,3 

0,2 

1,3 

— 

3 

10 

7 

— 

10,0 


10,0 


— 

— 

— 

— 

0,4 

— 

0,9 

— 

3 

— 

-- 

— 

0,1 

0,1 

0,0 

0,0 

4,5 

4 

2 

0,7 

0,2 



0,3 

— 

6 bis 7 

— . 

— 

— 



